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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres

Förderungen des BMI

Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 Förderungen von ins-
gesamt 77,81 Mio. EUR aus, davon stammte mit 24,43 Mio. EUR 
nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–Mitteln. Die Anzahl der ver-
gebenen Förderungen konnte das BMI nicht angeben. 

Insgesamt waren 14 Stellen im BMI mit der Vergabe von Förde-
rungen betraut. Dennoch legte das BMI keinen Soll–Prozess fest, 
um eine einheitliche Abwicklung der Fördervergaben sicherzustel-
len. Maßnahmen zur Vermeidung von Mehrfachförderungen, wie 
bspw. Abfragen im Transparenzportal, führten die vergebenden Stel-
len nur teilweise durch.

Das BMI erstellte erst im Jahr 2015 eine Förderstrategie. Bis dahin 
fehlte für die nationalen Förderungen eine wichtige Grundlage, 
um  — mit der Förderstrategie konsistente — Förderprogramme zu 
erstellen.

Die regelmäßigen Berichte an die Ressortleitung über die ausbe-
zahlten Förderungen wiesen Fehler auf und waren als Steuerungs-
instrument nur eingeschränkt brauchbar.

Für die Vergabe der vom BMI administrierten EU–Förderungen mit 
nationaler Kofinanzierung existierten genaue Vorgaben in Form von 
Programmen, Zielen und Durchführungsbestimmungen.
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Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Organisation der För-
derabwicklung, der mit den Förderungen verfolgten Zielsetzungen, 
der Förderkontrolle sowie einzelner Förderprojekte aus dem Bereich 
der nationalen Mittel sowie der EU–finanzierten Mittel. (TZ 1)

Der Bundesminister für Finanzen erließ — gemäß dem Bundeshaus-
halts  gesetz 2013 — die „Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die 
Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln“. Deren Letztfas-
sung (ARR 2014) zielt insbesondere auf die Vermeidung von uner-
wünschten Mehrfachförderungen sowie eine Erhöhung der Effizi-
enz und Effektivität bei der Fördergewährung und –abwicklung 
ab. (TZ 2)

Das BMI konnte mangels entsprechender Controllingdaten die 
Anzahl der Fördervergaben nicht angeben. Die jährlichen Förder-
berichte des BMI enthielten nur die einzelnen Zahlungsschritte. Da 
jedoch das BMI Förderungen häufig in mehreren Raten überwies, 
waren aus den Auszahlungsbeträgen alleine keine über die reine 
Budgetsteuerung hinausgehenden Kennzahlen ableitbar. Die För-
derberichte des BMI boten insofern nur unzureichende Informati-
onen über die gewährten Förderungen. (TZ 3)

Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 jährlich Förderungen 
(inklusive EU–Fördermittel) zwischen 14,86 Mio. EUR (2014) und 
24,30 Mio. EUR (2013) aus. Von den im Zeitraum 2011 bis 2014 
insgesamt ausbezahlten Förderungen in Höhe von 77,81 Mio. EUR 
stammte mit 24,43 Mio. EUR nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–
Mitteln. (TZ 4)

Die Förderungen machten zuletzt mit 9,68 Mio. EUR weniger als ein 
halbes Prozent der gesamten vom BMI veranschlagten Mittel aus. 
Aufgrund der Höhe der ausgezahlten Beträge — im Zeitraum 2011 
bis 2014 insgesamt 53,38 Mio. EUR — war die Sicherstellung einer 
korrekten Fördervergabe und –kontrolle erforderlich. (TZ 4) 

Das BMI erstellte erst im Jahr 2015 im Zuge des Projekts „Förder-
wesen im BMI“ eine Förderstrategie. Bis dahin fehlte für die nati-
onalen Förderungen eine wichtige Grundlage, um — mit der För-
derstrategie konsistente — Förderprogramme zu erstellen. (TZ 5)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Rechtliche  
Grundlagen

Förderbericht

Fördervolumen 

Wirkungs-
orientierung
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Der Schwerpunkt der Förderungen lag im Jahr 2014 im Bereich 
„Asyl, Migration und Rückkehr“, der rd. 62 % aller ausbezahlten 
Fördermittel ausmachte. Für die „Innere Sicherheit“ wendete das 
BMI rd. 14 % der ausbezahlten Förderungen auf. Alleine fünf För-
derempfänger erhielten für unterschiedliche Förderprojekte und För-
dergegenstände zwischen 54 % (2011) und 71 % (2014) der gesam-
ten ausbezahlten Fördermittel des BMI. Der am höchsten geförderte 
Förderempfänger erhielt zwischen 23 % (2012) und rd. 39 % (2014) 
der Fördermittel. Es handelte sich somit um eine verästelte Förder–
landschaft ohne eine erkennbare übergreifende Zielsetzung. Das 
BMI legte keine quantifizierbaren mittelfristigen Ziele fest. (TZ 5)

Das BMI verfügte zur Zeit der Gebarungsüberprüfung über keine 
nationalen Förderprogramme und Sonderrichtlinien1, auch wenn 
nach den ARR 2014 Förderungen grundsätzlich nur im Rahmen von 
Förderprogrammen auf Grundlage von Sonderrichtlinien gewährt 
werden konnten. Dadurch nutzte das BMI nicht die Möglichkeit, mit 
Förderprogrammen und Sonderrichtlinien konkrete Schwerpunkt-
setzungen für die Vergabe von Förderungen vorzunehmen. Die im 
Jahr 2015 erlassene Sonderrichtlinie deckte lediglich einen spezi-
fischen Bereich, die Abgeltung der Hilfsmaßnahmen im Zusammen-
hang mit den Transitflüchtlingen, ab. (TZ 6)

Das BMI hatte für die Förderungen kein eigenes Wirkungsziel defi-
niert. Das Thema Förderungen fand sich lediglich im Detailbudget 
Integration für das Jahr 2013 zum Wirkungsziel 2 (Sicherstellung 
eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und eines qualitativ 
hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, Fremdenwesen 
und der legalen Migration) mit der Maßnahme „Förderschwerpunkt 
im Bereich Spracherwerb setzen“ wieder. Die festgelegte Messgröße 
bestand darin, einen bestimmten Anteil (36 %) der Gesamtförder-
mittel für Intergration auszugeben. Diese Messgröße gab lediglich 
den Mitteleinsatz (Input) an, sagte aber nichts über die Zielerrei-
chung bzw. Wirkung aus. (TZ 7)

Am 1. Juli 2013 erließ das BMI ein Handbuch „Förderwesen“, das 
die ARR 2004 konkretisierte, die ergänzenden Rundschreiben des 
BMF berücksichtigte und Vorgaben zum BMI–internen Ablauf bei 
der Gewährung von Förderungen enthielt. Das BMI überarbeitete 
in der Folge das Handbuch geringfügig, wobei das neue Hand-
buch mit 1. März 2014 in Kraft trat und sich ebenfalls noch auf 
die ARR 2004 bezog. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung, also ein 

1 Ausnahme: Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF

Berichtswesen
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Jahr nach Inkrafttreten der ARR 2014, hatte das BMI das Handbuch 
noch nicht überarbeitet und an die Änderungen durch die ARR 2014 
angepasst. Dadurch waren wichtige Vorgaben der ARR 2014, wie 
etwa jene im Zusammenhang mit der Vermeidung unerwünschter 
Mehrfachförderungen, noch nicht verpflichtend vorgesehen. (TZ 8)

Die regelmäßigen Berichte an die Bundesministerin über die geneh-
migten bzw. abgelehnten Förderansuchen waren nicht automatisiert 
auswertbar und wiesen Fehler (bspw. Tipp– und Übertragungsfeh-
ler, falsche Fördersummen) auf; sie waren als Steuerungsinstrument 
daher nur eingeschränkt zu gebrauchen. (TZ 9)

Das BMF erstellte einen Musterfördervertrag und einen Musterrah-
menfördervertrag auf Grundlage der ARR 2004 und einen Muster-
vertrag in einer Überarbeitung nach den ARR 2014. Es brachte diese 
den Förderungen vergebenden Ressorts mittels Rundschreiben im 
Jahr 2004 bzw. 2015 zur Kenntnis. Das BMI wandte den Muster-
fördervertrag des BMF nicht durchgängig an, obwohl sachdien-
liche Anpassungen möglich waren. Von den 14 fördervergebenden 
Organisationseinheiten des BMI verwendeten drei den Musterför-
dervertrag nicht. Elf Einheiten verwendeten den Musterförderver-
trag, davon fünf mit teilweisen Änderungen. (TZ 10)

Das BMI plante nunmehr, auf Basis des Musterfördervertrags des 
BMF detailliertere Musterförderverträge zu erstellen, die alle Orga-
nisationseinheiten des Ressorts verwenden können. Im Sinne der 
Wirkungsorientierung sollen unter bestimmten Voraussetzungen mit 
den Fördernehmern Zielvereinbarungen abgeschlossen werden und 
eine Evaluierung der Förderungen soll stattfinden. (TZ 10)

Ein Ziel der ARR 2014 bestand darin, Mechanismen zur Vermei-
dung von unerwünschten Mehrfachförderungen zu schaffen. Im BMI 
unterblieb die vor Vergabe von Förderungen verpflichtend durch-
zuführende Abfrage im Transparenzportal weitgehend; mehrere 
fördervergebende Organisationseinheiten hatten nicht einmal die 
Berechtigung zu Abfragen im Transparenzportal. Zur Vermeidung 
von unerwünschten Mehrfachvergaben verließen sich Organisations-
einheiten ausschließlich auf die Angaben der Förderwerber. (TZ 11)

Zuständigkeit, Funktionstrennung, Ablauf

Im BMI waren insgesamt 14 Organisationseinheiten für die Vergabe 
von Förderungen aus Bundesmitteln zuständig. Die betreffenden 

Fördervertrag

Vermeidung 
von Mehrfach-
förderungen

Abwicklung der 
Förderungen
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Abteilungen und Referate wiesen allerdings ein höchst unterschied-
liches Arbeitsaufkommen in Bezug auf Förderungen auf; so waren 
rund zwei Drittel der Förderbeträge und 85 % der Auszahlungs-
vorgänge in einer Sektion konzentriert. Gemessen am Fördervolu-
men bestand eine hohe Zersplitterung der Zuständigkeiten für die 
Vergabe von Förderungen. Der spezifische Wissensstand über die 
Abwicklung von Förderungen musste dadurch in sämtlichen, mit 
Förderungen befassten Abteilungen vorhanden sein. (TZ 12)

Die Organisationseinheiten führten sowohl die Vergabe von För-
derungen als auch die Anweisung der zuerkannten Beträge und 
die Abrechnung der Förderungen durch. Die Kumulierung dieser 
Aufgaben in einer Organisationseinheit widersprach dem Prinzip 
der Funktionstrennung im Rahmen eines Internen Kontrollsystems. 
(TZ 13)

Im BMI war kein einheitlicher, für das gesamte Ressort gültiger 
Soll–Prozess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle der För-
derungen vorhanden, obwohl 14 Organisationseinheiten des Res-
sorts mit Förderungen befasst waren. (TZ 14)

Kontrolle von Förderungen aus nationalen Mitteln

Die durch das BMI durchzuführende Kontrolle von Förderungen aus 
Bundesmitteln war sowohl in den ARR 2004 und 2014 als auch im 
Grundsatzerlass 2003 Budget/Controlling/Beschaffung und in den 
Handbüchern 2013 und 2014 des BMI geregelt. Nach der ARR 2014 
haben Kontrollen die widmungsgemäße Verwendung der Förder-
mittel sowie die Einhaltung der vertraglichen Förderbestimmungen, 
Bedingungen und Auflagen zu umfassen. Zudem waren risikoba-
sierte Kontrollverfahren und eine Kontrolle der widmungsgemäßen 
Verwendung der Fördermittel durchzuführen. In einzelnen Bereichen 
hielt das BMI geltende Bestimmungen teilweise nicht ein, teilweise 
bestand zusätzlicher Regelungsbedarf:

–   Das BMI führte keine Risikoanalyse durch, die zur Festlegung 
von risikobasierten Kontrollverfahren hätte dienen können. 

–   Das BMI hatte keine spezifische Regelung für die Genehmigung 
von Förderungen festgelegt, vielmehr waren die allgemeinen 
Approbationsregelungen anzuwenden, was zu uneinheitlichen 
Vorgangsweisen führte.
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–   Die Kontrolle der Belege erfolgte teilweise durch die vergebende 
Förderstelle, weshalb keine Trennung zwischen der Vergabe und 
der Kontrolle von Förderungen vorlag.

–   Die fördervergebenden Stellen des BMI führten die vorgesehenen 
Aktenvorschreibungen an das Referat „Budgetangelegenheiten“ 
teilweise nicht durch.

–  Das BMI vergab teilweise Förderungen, ohne Eigenleistungen 
vorzuschreiben.

–  Das BMI akzeptierte, dass bei geförderten Ausgaben Förderneh-
mer keine Vergleichsangebote vorlegten bzw. dass keine nachvoll-
ziehbaren Gründe für die Nichteinholung dokumentiert waren.

–  Das BMI unterließ es, ein Abweichen der Fördernehmer vom För-
dervertrag zu sanktionieren. (TZ 15)

Einbindung der Internen Revision

Die Interne Revision führte erstmals im Jahr 2014 eine Querschnitts-
prüfung über die Förderabwicklung im BMI durch. Dabei stellte die 
Interne Revision u.a. fest, dass es sich bei der Förderung an die 
Fachhochschule Wiener Neustadt um eine mittelbare Förderung des 
BMI selbst durch das BMI handle. (TZ 16)

Evaluierungen

Das BMI verfügte über keine einheitliche Vorgabe bezüglich der 
Höhe und Eigenart der zu evaluierenden Förderungen und konnte 
nur ein Evaluierungsergebnis vorlegen. (TZ 17)

Im Förderfall „Kuratorium Sicheres Österreich“ hatte das BMI trotz 
regelmäßiger Verstöße des Fördernehmers gegen den Förderver-
trag keine Sanktionen vereinbart bzw. gesetzt. Vielmehr gewährte 
das BMI bereits eine Förderung für Folgeprojekte trotz noch aus-
stehender Unterlagen für den ordnungsgemäßen Abschluss zu einer 
vorangegangenen Förderung. Darüber hinaus anerkannte das BMI 
Rechnungen über Ausgaben, für die keine Vergleichsangebote vor-
lagen bzw. die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlos-
sen waren. (TZ 20)

Feststellungen 
zu ausgewählten 
Förderfällen
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Im Förderfall „Lauder Business School“ sagte das — hiefür unzustän-
dige — BMF entgegen den Vorgaben der ARR 2004 eine Förderung 
noch vor dem Vorliegen eines schriftlichen Förderansuchens bzw. 
einer Prüfung des Projekts zu. Es handelte sich dabei um eine rück-
wirkende Förderung, was nach den ARR 2004 ebenfalls nicht zuläs-
sig war. Das BMI erachtete schließlich den Ankauf eines Gebäudes 
für universitäre Zwecke als ausreichenden Nachweis für die wid-
mungsgemäße Verwendung der Fördergelder im Hinblick auf die 
Zielsetzung „Integration“. (TZ 21)

Im Förderfall „Opferschutzhilfe“ genehmigte das BMI entgegen den 
Bestimmungen der ARR 2004 die Förderung vor Einlangen eines 
schriftlichen Förderansuchens. (TZ 22) 

EU–Finanzierungsprogramme

Der RH betrachtete nur jene EU–Finanzierungsprogramme, bei denen 
das BMI die Mittel verwaltete sowie eine Kofinanzierung aus Bun-
desmitteln erfolgte. Die EU erließ die Basisrechtsakte der EU–Förder-
programme, die Mitgliedstaaten waren für die zweckentsprechende 
Verwendung der zugewiesenen Mittel verantwortlich. Das BMI, das 
in der Regel Fördergeber war, erstellte das Arbeitsprogramm, wählte 
Projekte aus und verwaltete die Mittel. (TZ 23)

Die EU förderte im Finanzrahmen 2007 bis 2013 mit dem Programm 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme (SOLID)“ Maßnah-
men in den Bereichen Integration, Grenzschutz, Flüchtlingshilfe und 
Rückkehrförderung in allen Mitgliedstaaten. Das Programm bestand 
aus vier Fonds, die jeweils einem der Politikbereiche entsprachen:

– Außengrenzenfonds (AGF) 

– Europäischer Rückkehrfonds (RET)

–  Europäischer Fonds für die Integration von Drittstaatsangehö-
rigen – „Integrationsfonds“ (EIF)

– Europäischer Flüchtlingsfonds (EFF)

Das BMI verwaltete den Außengrenzenfonds, den Europäischen 
Rück kehrfonds und den Europäischen Flüchtlingsfonds und 
bis 28. Februar 2014 den Europäischen Integrationsfonds. Mit 
1. März 2014 wechselte diese Zuständigkeit in das BMEIA. (TZ 23)

EU–Förderungen 
mit nationaler 
Kofinanzierung
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Mit Auslaufen des Finanzrahmens 2007 bis 2013 der EU liefen auch 
die Rechtsgrundlagen aller EU–Förderprogramme aus. Im Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 wurden die Förderprogramme im Bereich 
Inneres völlig neu strukturiert und von vier auf zwei Förderpro-
gramme reduziert:

– Asyl–, Migrations– und Integrationsfonds (AMIF) 

– Fonds für innere Sicherheit (ISF) 

Der Abstimmungsbedarf zwischen mehreren involvierten Bundes-
ministerien im Zuge der Erlassung der Sonderrichtlinien für das 
Förderprogramm AMIF führte zu Verzögerungen bei dessen Umset-
zung. Dadurch konnten für jene Projekte, deren Fortsetzung über 
den AMIF finanziert werden sollte, keine EU–Mittel in Anspruch 
genommen werden. Dieser Anteil musste durch nationale Mittel 
substituiert werden (insgesamt rd. 2,7 Mio. EUR). (TZ 23)

Abwicklungsprozess

Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, durch entsprechende Ver-
waltungs– und Kontrollsysteme (VKS) sowie durch Prüfungen zu 
gewährleisten, dass Finanzmittel der EU ordnungsgemäß und wirk-
sam verwendet werden. Sämtliche Vergaben von Förderungen an 
Dritte im Rahmen der Zuständigkeit des BMI erfolgten ausschließ-
lich durch ein Referat, sodass eine einheitliche Vorgangsweise gesi-
chert war. (TZ 24)

Durch geeignete Informations– und Publizitätsmaßnahmen war 
gewährleistet, dass sich sämtliche Interessierte Kenntnis über die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von Förderungen aus Fondsmit-
teln verschaffen konnten. Weiters war durch die Zurverfügungstel-
lung von Musterformularen eine standardisierte Abwicklung vom 
Ansuchen bis zur Abrechnung der Projekte sämtlicher Projektträ-
ger gewährleistet. (TZ 24)

Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln

Die Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln war u.a. durch die 
ARR sowie durch EU–Basisrechtsakte vorgegeben. Weiters erließ die 
Europäische Kommission Durchführungsbestimmungen, die Rege-
lungen zu den Verwaltungs– und Kontrollsystemen in den Mitglied-
staaten enthielten. Die Kontrolle durch das BMI erfolgte einerseits 
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durch die für die Förderung zuständige Behörde wie auch durch 
eine eigens geschaffene Prüfbehörde. (TZ 25)

Die Prüfbehörde hatte gemäß Prüfordnung 2009 einerseits die Effi-
zienz der Funktionsweise des Verwaltungs– und Kontrollsystems 
und andererseits die Maßnahmen anhand angemessener Stichpro-
ben der geltend gemachten Ausgaben zu prüfen. Zur Durchführung 
der Prüfungen verfügte die Prüfbehörde über eigens erstellte Check-
listen, die eine systematische, transparente und nachvollziehbare 
Prüfung ermöglichten. (TZ 25)

Feststellungen aus ausgewählten Förderfällen

Bei allen überprüften Förderungen mit EU–Fördermitteln erfolgten 
die Vertragsabschlüsse lange nach Beginn der Projektlaufzeit (in 
einem Fall mehr als neun Monate). In mehreren Fällen erfolgte nur 
eine unzureichende oder fehlerhafte Dokumentation bzw. Erfassung 
von Aktenstücken im ELAK. (TZ 27)

Kenndaten zu Förderungen des BMI
Rechtsgrundlagen (Auszug)
Österreichisches Recht Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBl. I Nr. 139/2009;  

Transparenzdatenbankgesetz 2012, BGBl. I Nr. 99/2012;
Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von 
Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2004), BGBl. II 
Nr. 317/2009;
Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von 
Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II 
Nr. 208/2014

EU–Recht EU–Regelungen lt. Anhang

Finanzielle Darstellung
2011 2012 2013 2014 Summe 

2011 bis 2014
in Mio. EUR

veranschlagte Förderungen aus Bundes-
mitteln 12,76 17,39 13,52 9,68 53,36

ausbezahlte Förderungen aus Bundesmitteln 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38
davon 
  nationale Mittel zur Kofinanzierung von  

EU–Förderungen 1,61 1,38 1,95 0,00 4,94

  übrige nationale Fördermittel 10,74 15,01 13,59 9,10 48,44
EU–Fördermittel 4,89 5,01 8,77 5,75 24,43
Bundesmittel und EU–Fördermittel 17,24 21,40 24,31 14,86 77,81

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMI; RH
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 1 (1) Der RH überprüfte von Juni bis September 2015 die Vergabe von 
Förderungen des BMI.

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung

– der Organisation der Förderabwicklung, 

– der mit den Förderungen verfolgten Zielsetzungen, 

– der Förderkontrolle sowie 

–  einzelner Förderprojekte aus dem Bereich der nationalen Mittel 
sowie der EU–finanzierten Mittel. 

Der Prüfungszeitraum umfasste die Jahre 2011 bis Mitte 2015.

Zu dem im Mai 2016 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das BMI 
im August 2016 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerung im 
Oktober 2016. 

(2) Aufgrund der fehlenden Datenbasis war eine Stichprobenauswahl 
aus den vergebenen Förderungen nicht möglich (siehe dazu auch TZ 3). 
Für eine detaillierte Überprüfung wählte der RH aus den 83 im Prü-
fungszeitraum getätigten Auszahlungen von jeweils über 100.000 EUR, 
die sich insgesamt auf rd. 23,11 Mio. EUR beliefen, zehn Förderungen 
aus. Bei der Auswahl berücksichtigte der RH unter anderem  

–  das Jahr der Fördervergabe, um den Prüfungszeitraum möglichst 
abzudecken,

– die Höhe des Auszahlungsbetrags, 

–  die fördervergebende Organisationseinheit im BMI und unterschied 
zwischen

– einer nationalen und einer EU–Förderung. 

Die ausgewählten Zahlungen im Umfang von rd. 4,07 Mio. EUR deckten 
insgesamt rd. 18 % des Fördervolumens2 ab, das aus Auszahlungen 
von jeweils über 100.000 EUR bestand. Der RH ergänzte diese Aus-
wahl mit zwei Förderauszahlungen unter 100.000 EUR. 

2 Dabei konnte es sich um eine gesamte zuerkannte Förderung oder um eine Teilzah-
lung handeln.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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 2 (1) Das Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013)3 versteht unter einer 
Förderung den Aufwand für 

– zins– oder amortisationsbegünstigte Gelddarlehen, 

– Annuitäten–, Zinsen– oder Kreditkostenzuschüsse sowie 

– sonstige Geldzuwendungen, 

den der Bund einer natürlichen oder juristischen Person für eine von 
dieser erbrachten oder beabsichtigten Leistung, an der ein erhebliches, 
vom Bund wahrzunehmendes öffentliches Interesse besteht, gewährt.

Das BHG 20134 ermächtigte den Bundesminister für Finanzen, ein-
heitliche Regelungen für den Bereich der Förderungen zu erlassen. 
Dieser machte von dieser Ermächtigung insoweit Gebrauch, als er die 
„Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen 
aus Bundesmitteln“, deren Letztfassung aus dem Jahr 2014 stammte 
(ARR 2014)5, erließ. Die ARR 2014 zielte insbesondere darauf ab, uner-
wünschte Mehrfachförderungen zu vermeiden und eine höhere Effizi-
enz und Effektivität bei der Fördergewährung und –abwicklung sicher-
zustellen. 

(2) Die ARR 20146 enthielten grundlegende Vorgaben für die Gewäh-
rung von Förderungen des Bundes: 

a) Eine Leistung galt dann als förderwürdig, wenn an ihr ein erheb-
liches öffentliches Interesse bestand. Ein solches lag vor, wenn die Leis-
tung geeignet war, zur Sicherung oder Steigerung des Gemeinwohls, 
zur Hebung des zwischenstaatlichen und internationalen Ansehens der 
Republik Österreich, zum Fortschritt in geistiger, körperlicher, kultu-
reller, sozialer oder wirtschaftlicher Hinsicht oder zum Umwelt– und 
Klimaschutz beizutragen.

b) Auch durfte kein dem Grunde oder der Höhe nach bestimmter sub-
jektiver Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung durch den 
Bund bestehen.

3 § 30 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz 2013, BGBl. I Nr. 139/2009
4 § 30 Abs. 5, § 16 Abs. 2, § 58 Abs. 1 und 2 und § 60 Abs. 6 des Bundeshaushaltsge-

setzes 2013
5 Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien für 

die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014) 

 StF: BGBl. II Nr. 208/2014
6 ebenso wie die ARR 2004

Rechtliche  
Grundlagen
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c) Zudem war eine Förderung nur zulässig, wenn 

–  der Einsatz der Bundesmittel mit den Zielen des § 2 Abs. 1 BHG 20137 
in Einklang stand,

–  vor Gewährung der Förderung mit der Leistung noch nicht oder nur 
mit schriftlicher Zustimmung der haushaltsführenden Stelle oder 
Abwicklungsstelle begonnen wurde,

–  ein Förderansuchen mit einem der Eigenart der Leistung entspre-
chenden Leistungs–, Kosten–, Zeit– und Finanzierungsplan gestellt 
wurde und

– ein schriftlicher Fördervertrag abgeschlossen wurde.

d) Förderbar waren nur jene Kosten, die unmittelbar mit der geförderten 
Leistung in Zusammenhang standen. Sie konnten in jenem Ausmaß, 
als zur Erreichung des Förderziels unbedingt erforderlich war, geför-
dert werden; ebenso waren Eigenmittel vorzusehen.

e) Nach Abschluss einer geförderten Leistung war zu evaluieren, ob und 
inwieweit die mit der Fördergewährung angestrebten Vorhabensziele 
erreicht wurden. Dazu waren bereits vor der Gewährung der Förde-
rung geeignete Vorhabensziele und Indikatoren festzulegen.

 3.1 Das BMI konnte mangels entsprechender Controllingdaten die Anzahl 
der Fördervergaben nicht angeben. Die jährlichen Förderberichte des 
BMI wiesen neben der fördervergebenden Organisationseinheit, dem 
Förderempfänger und –zweck, den ausbezahlten Förderungen und För-
derrückzahlungen nur die einzelnen Zahlungsschritte aus. Für den Zeit-
raum 2011 bis 2014 wiesen die Förderberichte insgesamt 1.887 Förder-
auszahlungen aus, davon waren 83 höher als 100.000 EUR. Bei diesen 
Beträgen konnte es sich um die gesamte zuerkannte Fördersumme, um 
eine Teilzahlung oder um die Schlussabrechnung handeln. 

7 Nach § 2 Abs. 1 hat die Haushaltsführung der Erfüllung der Aufgaben des Bundes 
durch die Ermittlung und Bereitstellung der hiefür benötigten finanziellen und perso-
nellen Ressourcen unter Beachtung der Grundsätze der Wirkungsorientierung insbe-
sondere auch unter Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern, der Transparenz, der Effizienz und der möglichst getreuen Dar-
stellung der finanziellen Lage des Bundes zu dienen. Dabei hat der Bund die Sicherstel-
lung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und nachhaltig geordnete Haushalte 
insbesondere unter Berücksichtigung der unionsrechtlichen Vorschriften anzustreben.

Förderbericht 
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 3.2 Der RH beurteilte kritisch, dass das BMI mangels entsprechender Con-
trollingdaten die Anzahl der gewährten Förderungen nicht angeben 
konnte. Die jährlichen Förderberichte enthielten nur die Zahlungs-
schritte. Da jedoch das BMI Förderungen häufig in mehreren Raten 
überwies, waren aus den Auszahlungsbeträgen alleine keine über die 
reine Budgetsteuerung hinausgehenden Kennzahlen ableitbar. Die För-
derberichte des BMI boten insofern nur unzureichende Informationen 
über die gewährten Förderungen. 

Der RH empfahl, für das Förderwesen durchgehend ein auf Kennzahlen 
aufgebautes Controlling einzurichten, um eine entsprechende Daten-
grundlage zur Verfügung zu stellen. 

 3.3 Das BMI teilte mit, dass es derzeit ein umfassendes Controlling im 
Förderwesen aufbaue. Wesentlicher Baustein hierfür seien Adaptie-
rungen in der Aufbau– und Ablauforganisation, um Aufgaben und 
Prozesse eindeutig festzulegen. Mit 1. September  2016 würden diese 
im Rahmen einer Geschäftseinteilungsänderung umgesetzt. Im End-
ausbau werde das Controlling nicht nur die eingesetzten Budgetmittel 
für die verschiedenen Fördernehmer umfassen, sondern auch ein auf 
Kennzahlen basierendes Steuerungssystem beinhalten. Eine entspre-
chende Datengrundlage für strategische Entscheidungen im Förderwe-
sen werde somit geschaffen.

 4.1 (1) Das BMI zahlte im Zeitraum 2011 bis 2014 jährlich Förderungen 
(inklusive der EU–Fördermittel) zwischen 14,86 Mio. EUR (2014) und 
24,30 Mio. EUR (2013) aus. 

Fördervolumen 

Tabelle 1: Ausbezahlte Förderungen des BMI aus Bundesmitteln und EU–Mitteln;  
2011 bis 2014

 
2011 2012 2013 2014 Summe 

2011 bis 2014
in Mio. EUR

Bundesmittel1 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38
EU–Mittel 4,89 5,01 8,77 5,75 24,43
Summe 17,24 21,40 24,31 14,85 77,80

Rundungsdifferenzen möglich
1  Bundesmittel bestanden aus Mitteln zur Förderung nationaler Projekte wie auch zur Kofinanzierung von EU–Förderungen 

Quellen: BMI; RH  
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Von den im Zeitraum 2011 bis 2014 insgesamt ausbezahlten Förde-
rungen in Höhe von 77,81 Mio. EUR stammte mit 24,43 Mio. EUR 
nahezu ein Drittel (31,39 %) aus EU–Mitteln.  

Die Veranschlagung der Förderungen aus nationalen Mitteln erfolgte 
auf Grundlage der Ergebnisse der Vorjahre unter Berücksichtigung 
bereits bekannter Förderzusagen und Planungen sowie bestehender 
Verpflichtungen. Zusätzlich ergab sich aufgrund von EU–Förderpro-
grammen ein Bedarf an nationaler Kofinanzierung. 

In den Jahren 2011 bis 2014 veranschlagte das BMI zwischen 
9,68 Mio. EUR (2014) und rd. 17,39 Mio. EUR (2012) für Förde-
rungen. Die Auszahlungen lagen zwischen 9,10 Mio. EUR (2014) und 
16,40 Mio. EUR (2012). 

Der Anstieg des Fördervolumens von 2011 auf 2012 um rd. 
4,63 Mio. EUR (veranschlagte Beträge) bzw. um rd. 4,04 Mio. EUR 
(ausbezahlte Beträge) war vor allem auf den Anstieg der Förderungen 
im Asyl– und Integrationsbereich zurückzuführen. 

Der Rückgang des Fördervolumens von 13,52 Mio. EUR im Jahr 2013 
auf 9,68 Mio. EUR im Jahr 2014 war darauf zurückzuführen, dass 
der Bereich Integration aufgrund der Bundesministeriengesetz–
Novelle 2014 dem BMEIA übertragen wurde. 

Tabelle 2: Veranschlagte und ausbezahlte Förderungen aus Bundesmitteln; 2011 bis 2014

 
 

2011 2012 2013 2014 Summe  
2011 bis 2014

in Mio. EUR

veranschlagte Förderungen aus 
Bundesmitteln 12,76 17,39 13,52 9,68 53,36

ausbezahlte Förderungen aus 
Bundesmitteln 12,35 16,40 15,54 9,10 53,38

davon 

  nationale Mittel zur Kofinanzierung von 
EU–Förderungen 1,61 1,38 1,95 0,001 4,94

 übrige nationale Fördermittel 10,74 15,01 13,59 9,10 48,44
Differenz Auszahlung gegenüber 
Veranschlagung – 0,41 – 1,00 2,01 – 0,58  

Differenz in % – 3,22 – 5,73 14,90 – 5,98  
1 Das BMI konnte den Anteil der Kofinanzierungen für das Jahr 2014 nicht beziffern. 

Quellen: BMI; RH 
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Mit Ausnahme des Jahres 2013 lagen die Auszahlungen an Förde-
rungen jeweils unter den veranschlagten Beträgen. Im Jahr 2013 über-
stiegen hingegen die Auszahlungen um rd. 2,01 Mio. EUR (14,90 %) 
die veranschlagten Mittel in Höhe von 13,52 Mio. EUR. Dieser Mehrbe-
darf war lt. BMI durch Studienlehrgänge an der Fachhochschule Wie-
ner Neustadt8, durch Förderungen für zwei Projekte des Kuratoriums 
Sicheres Österreich und Rückkehrprojekte veranlasst. Die Bedeckung 
des Mehrbedarfs erfolgte durch Rücklagenentnahmen und Umschich-
tungen bzw. Minderauszahlungen bei anderen Mittelverwendungs-
gruppen. 

(2) Obwohl das BMI jährlich zwischen rd. 9,1 Mio. EUR und 
rd. 16,4 Mio. EUR an Fördermitteln auszahlte, war deren Anteil am 
gesamten Haushalt des BMI relativ gering.

Im Zeitraum 2011 bis 2014 lag der Anteil der veranschlagten Förder-
mittel am gesamten Voranschlag des BMI zwischen 0,40 % (2014) und 
rd. 0,69 % (2012). Mit 9,68 Mio. EUR beanspruchten sie im Jahr 2014 
weniger als ein halbes Prozent der vom BMI insgesamt veranschlag-
ten Auszahlungen in Höhe von 2,530 Mrd. EUR.9 

(3) Die Europäische Kommission informierte jährlich ihre Mitgliedstaa-
ten über die Höhe der Fördermittel, die diese aus den einzelnen Fonds 
beanspruchen konnten. 

Die EU–Förderungen waren nach dem BHG 2013 als zweckgebundene 
Gebarung auszuweisen.10 Die Auszahlung der EU–Förderungen vari-
ierte zwischen 4,89 Mio. EUR (2011) und 8,77 Mio. EUR (2013) und 
8 Studienlehrgänge: „Polizeiliche Führung“ und „Strategisches Sicherheitsmanagement“
9 Das BMI verfügte in den Jahren 2011 bis 2014 über einen Voranschlag, der von 

rd. 2,354 Mrd. EUR (2011) auf rd. 2,530 Mrd. EUR (2014) anstieg.
10 § 36 BHG 2013

Tabelle 3:  Anteil der Fördermittel an dem gesamten Voranschlag des BMI lt.  
Bundesvoranschlag (BVA); 2011 bis 2014

 
2011 2012 2013 2014

in Mrd. EUR
Voranschlag BMI1  lt. BVA2 2,354 2,470 2,505 2,530
veranschlagte Förderungen 0,013 0,017 0,014 0,010

Anteil in %
Anteil Förderungen am Voranschlag BMI 0,55 0,69 0,56 0,40

1 Untergliederung 11 (UG 11)
2 Bundesvoranschlag

Quellen: BMI, BRA; RH 
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erfolgte lt. BMI im Gleichklang mit der Mittelüberweisung durch die 
EU. Ein allfälliger Mehrbedarf an Bundesmitteln war durch Rückla-
genentnahmen abzudecken. 

 4.2  Der RH wies darauf hin, dass die Förderungen zuletzt weniger als ein 
halbes Prozent der gesamten vom BMI veranschlagten Mittel ausmach-
ten. Aufgrund der Höhe der ausgezahlten Beträge — im Zeitraum 2011 
bis 2014 insgesamt 53,38 Mio. EUR — kam der Sicherstellung einer 
korrekten Fördervergabe und –kontrolle besondere Bedeutung zu. 

 5.1 (1) Das BMI setzte erst im Jahr 2015 im Zuge des Projekts „Förderwe-
sen im BMI“ eine Förderstrategie in Kraft. Dabei legte es sechs Hand-
lungsfelder fest, nach denen die Fördervergaben mittelfristig strategisch 
auszurichten waren. Die Handlungsfelder betrafen Innere Sicherheit, 
Gewaltschutz, Zivil– und Katastrophenschutz, Asyl, Migration und 
Rückkehr, Zivildienst sowie Erinnerung und Gedenkstätten. 

Die Strategie enthielt keine quantifizierbaren mittelfristigen Ziele. 
Das BMI beabsichtigte, die Operationalisierung der Förderstrategie im 
Handlungsfeld Asyl, Migration und Rückkehr in einem mehrjährigen 
Förderprogramm auf Grundlage einer Sonderrichtlinie, in der Ziele 
und Indikatoren festgelegt werden, durchzuführen.

Weiters sah die Förderstrategie vor, die Ergebnisse der Evaluierungen 
von abgeschlossenen Förderprojekten über 200.000 EUR anhand der 
im Fördervertrag festgelegten Zielvereinbarungen in einem Bericht 
zur Fördertätigkeit zumindest im Zwei–Jahres–Rhythmus zusammen-
zufassen. 

(2) Die im Jahr 2014 ausbezahlten Förderungen in Höhe von 
14,86 Mio. EUR (nationale Mittel und EU–Förderungen) verteilten 
sich auf diese sechs Handlungsfelder sowie den Bereich Integration, 
wie folgt:11 

11 Im Jahr 2014 entfielen auch Auszahlungen auf die Bereiche „Integration“ und „keine 
Zuordnung“, wobei der Bereich Integration mit 1. März 2014 in das BMEIA wechselte.

Förderstrategie

Wirkungsorientierung 
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Der Schwerpunkt der Förderungen lag im Jahr 2014 im Bereich „Asyl, 
Migration und Rückkehr“, der rd. 62 % aller ausbezahlten Fördermit-
tel ausmachte. Für die „Innere Sicherheit“ wendete das BMI rd. 14 % 
der ausbezahlten Förderungen auf. 

Die fördervergebenden Stellen des BMI hatten gemäß den budgetären 
Vorgaben des Bundesfinanzrahmens das Ausmaß der Förderungen 
festzulegen.

(3) Die Förderungen verteilten sich im Jahr 2014 folgendermaßen auf 
die Detailbudgets12: 

12 Durch die Haushaltsrechtsreform des Bundes änderte sich ab dem Jahr 2013 die Struk-
tur des Bundesvoranschlags.

 Für das BMI bedeutete dies, dass der gesamte Haushalt des BMI, die Untergliederung 11, 
weiter in Globalbudgets und Detailbudgets erster Ebene zu unterteilen war. Mit der 
Haushaltsrechtsreform ging eine Übertragung der Budget– und Ausgabenverantwor-
tung für Förderungen auf die jeweils betroffenen Global– und Detailbudgets einher. 

Tabelle 4:  Auszahlungen nach Handlungsfeldern; 2014

Handlungsfeld
Förderungen Förderungen

in EUR in %
Asyl, Migration und Rückkehr 9.213.701 62,02
Innere Sicherheit 2.043.947 13,76
Integration 1.742.483 11,73
Zivil– und Katastrophenschutz 898.305 6,05
Zivildienst 684.000 4,60
Gewaltschutz 240.500 1,62
Erinnerung und Gedenkstätten 21.701 0,15
keine Zuordnung 10.667 0,07
Summe 14.855.304 100,00

Quellen: BMI; RH 
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Im Jahr 2014 entfiel rd. 92 % des gesamten Fördervolumens 
(13,63 Mio. EUR) auf fünf Detailbudgets. Der Großteil der ausbezahl-
ten Förderungen entfiel mit rd. 10,61 Mio. EUR (rd. 71 % des Förder-
volumens) auf das Detailbudget „Betreuung und Grundversorgung“.

Alleine fünf Förderempfänger erhielten für unterschiedliche Förderpro-
jekte und Fördergegenstände zwischen 54 % (2011) und 71 % (2014) 
der gesamten ausbezahlten Fördermittel des BMI. Der am höchsten 
geförderte Förderempfänger erhielt zwischen 23 % (2012) und rd. 39 % 
(2014) der Fördermittel. 

 5.2 Der RH beurteilte kritisch, dass das BMI erst im Jahr 2015 eine För-
derstrategie in Kraft setzte. Dadurch fehlte für die nationalen Förde-
rungen eine wichtige Grundlage, um  — mit der Förderstrategie konsis-
tente — Förderprogramme zu erstellen. Dabei war auch zu kritisieren, 
dass es sich um eine verästelte Förderlandschaft ohne eine erkennbare 
übergreifende Zielsetzung handelte. Der RH kritisierte weiters, dass das 
BMI in der Strategie keine quantifizierbaren, mittelfristigen Ziele fest-
legte.

Der RH empfahl, in die Förderstrategie für die festgelegten Handlungs-
felder quantifizierbare, mittelfristige Ziele aufzunehmen. Die Förder-
strategie und die darin festgelegten Handlungsfelder sollte das BMI 
in mittelfristigen Abständen evaluieren, um einen möglichst treffsi-
cheren Einsatz der Fördermittel zu erreichen. 

Tabelle 5: Ausbezahlte Förderungen nach Detailbudgets; 2014

Detailbudget  
in EUR

Förderung  
in %

11.03.01.00 – Betreuung/Grundversorgung 10.605.309 71,39
11.01.02.00 – Sicherheitsakademie 940.982 6,33
11.02.05.00 – Staatliches Krisen– und Katastrophenschutz management 898.305 6,05
11.03.04.00 – Zivildienst 684.000 4,60
11.02.08.00 – Zentrale Sicherheitsaufgaben 503.313 3,39
11.02.06.00 – Bundeskriminalamt 488.800 3,29
11.03.02.00 – Integration 367.855 2,48
11.04.05.00 – Sonstige Serviceleistung 275.472 1,85
11.01.01.00 – Zentralstelle 44.300 0,30
11.03.05.00 – Legistik und rechtliche Angelegenheiten 24.667 0,17
11.04.01.00 – Gedenkstättenwesen 21.701 0,15
11.04.02.00 –  Bundesamt zur Korruptionsprävention und Korruptions-

bekämpfung 600 0,00

Summe 14.855.304 100,00
Quellen: BMI; RH 
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 5.3 Laut Stellungnahme des BMI habe es im Jahr 2015 eine Förderstra-
tegie formuliert, in der die Förderschwerpunkte wie auch Vorgaben 
zur Evaluierung in mittelfristigen Abständen festgehalten seien. Das 
Handlungsfeld Asyl, Migration und Rückkehr werde im Rahmen des 
mehrjährigen Förderprogramms „AMIF“ abgewickelt. Bei allen übrigen 
Handlungsfeldern seien Evaluierungen der Förderverträge von über 
200.000 EUR beginnend mit 2015 alle zwei Jahre festgeschrieben. Die 
erste Evaluierung werde als Bericht zur Fördertätigkeit des BMI 2017 
für die Jahre 2015 und 2016 erfolgen.

Weiters gelte die Förderstrategie als mittelfristiges, strategisches Grund-
lagendokument, das die Förderschwerpunkte bzw. grundlegende Ziel-
setzungen des BMI im Förderwesen festschreibe. Deren Konkretisie-
rung erfolge über die Unterzeichnung von Förderverträgen, in denen 
die inhaltlichen Vorgaben der Strategie heruntergebrochen würden. 
Darin würden quantifizierbare Ziele festgelegt und verpflichtend eva-
luiert. Da Förderverträge oft über mehrjährige Zeiträume abgeschlos-
sen würden, erschien dem BMI eine Steuerung auf dieser Ebene ziel-
führender und ausreichend.

 5.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass inhaltliche Vorgaben in Förderver-
trägen zwar im Einzelfall für die jeweilige Förderung essenziell sind, 
allerdings können sie konkrete mittelfristige Ziele in einer Förderstra-
tegie mit abteilungsübergreifender Geltung nicht ersetzen. Er hielt, im 
Gegensatz zum BMI, die Steuerung auf Ebene der Förderverträge nicht 
für ausreichend. Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 6.1 Förderprogramme dienten der Planung von mehreren thematisch 
gleichgelagerten Fördervorhaben, durch deren Umsetzung ein gemein-
sames Förderziel erreicht werden sollte.13 Sie dienten den Fördergebern 
zur Schwerpunktsetzung in den einzelnen Förderbereichen und sollten 
idealerweise in eine Förderstrategie eingebunden sein. Die Definition 
der Ziele und der Indikatoren des Fördergegenstands sowie der Rah-
menbedingungen für die Durchführung der Förderprogramme sollte in 
Sonderrichtlinien erfolgen, die somit ausformulierte Förderprogramme 
darstellen. 

Das BMI verfügte in den Jahren 2011 bis Mitte 2015 im Bereich der 
nationalen Förderungen über keine nationalen Förderprogramme und 
Sonderrichtlinien14. Nach den ARR 201415 konnten allerdings För-
13 gemäß den Erläuterungen zu den ARR 2014
14 Sonderrichtlinien gab es nur für Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms 

AMIF
15 vgl. § 5 Abs. 1 ARR 2014

Förderprogramme und 
Sonderrichtlinien
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derungen grundsätzlich nur im Rahmen von Förderprogrammen auf 
Grundlage von Sonderrichtlinien gewährt werden. Das BMI hatte einen 
Entwurf für eine Sonderrichtlinie erstellt und diesen an das BMF zur 
Abstimmung übermittelt. Nach Prüfung des Entwurfs war das BMF 
zum Ergebnis gekommen, dass es sich hiebei um keine, einzelne För-
derprogramme beinhaltende, Sonderrichtlinie im Sinne der ARR 2014 
handelte. Vielmehr sei die Förderlandschaft des BMI nach Ansicht des 
BMF viel zu weitläufig, sodass es thematisch und inhaltlich nicht mög-
lich sei, alle sonstigen Förderungen16 in einer einzigen Sonderrichtli-
nie zusammenzufassen. 

Nach weiteren Abstimmungsgesprächen mit dem BMF entschied das 
BMI, keine Sonderrichtlinien für Förderungen mit nationalen Mitteln 
zu erlassen. Es stützte sich dabei auf die Ausnahmebestimmung des 
§ 5 Abs. 2 ARR 2014, wonach Förderungen ausnahmsweise auch ohne 
Zugrundelegung von Sonderrichtlinien gewährt werden dürften, wenn 
die Erlassung von Sonderrichtlinien im Hinblick auf Umfang und Häu-
figkeit der Förderungen unzweckmäßig ist. 

Im Oktober 2015 erließ das BMI Sonderrichtlinien zur Abwicklung 
der Förderungen für Hilfsmaßnahmen im Zusammenhang mit Tran-
sitflüchtlingen. Diese Sonderrichtlinie war nach Auskunft des BMI 
notwendig, weil diese in einigen Bereichen von den Vorgaben der 
ARR 2014 abwich. Weitere Sonderrichtlinien plante das BMI nicht. 

 6.2 Im Gegensatz zum BMI sah es der RH als zweckmäßig an, Förder-
programme festzulegen und zu deren Abwicklung Sonderrichtlinien 
zu erlassen, und kritisierte daher, dass das BMI weder über Förder-
programme noch über Sonderrichtlinien verfügte.17 Dadurch nutzte 
das BMI nicht die Möglichkeit, mit Förderprogrammen und Sonder-
richtlinien konkrete Schwerpunktsetzungen für die Vergabe von För-
derungen vorzunehmen. Die im Jahr 2015 erlassene Sonderrichtlinie 
deckte lediglich einen spezifischen Bereich, die Abgeltung der Hilfs-
maßnahmen im Zusammenhang mit den Transitflüchtlingen, ab.

Der RH empfahl daher, auf Basis der im Jahr 2015 erlassenen För-
derstrategie Förderprogramme festzulegen und Sonderrichtlinien zu 
erlassen. Dadurch könnte das BMI für thematisch gleichgelagerte För-
derbereiche die Fördermittel gebündelt und zugunsten der jeweiligen 
Förderziele zielgerichtet einsetzen.

16 bei denen es sich nicht um Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF 
handelte

17 Ausnahme: Förderungen im Rahmen des EU–Förderprogramms AMIF
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 6.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Heranziehung des § 5 Abs. 2 
ARR 2014, wonach Förderungen ausnahmsweise auch ohne Zugrun-
delegung von Sonderrichtlinien gewährt werden dürfen, wenn deren 
Erlassung in Hinblick auf Umfang und Häufigkeit der Förderungen 
unzweckmäßig sei, gerechtfertigt; auch sei dies in Abstimmung mit 
dem BMF geschehen. Außerdem bearbeite das BMI ein weites und sehr 
ausdifferenziertes Feld an Aufgaben und Zuständigkeiten mit hoher 
gesellschaftspolitischer Verantwortung. Davon ausgehend ergebe sich 
eine weitläufige und thematisch bzw. inhaltlich unterschiedliche För-
derlandschaft des BMI. Angesichts verwaltungsökonomischer Gesichts-
punkte sei hier eine pragmatische Herangehensweise vor diesem Hin-
tergrund vertretbar.

 6.4 Der RH erwiderte, dass Sonderrichtlinien gerade aufgrund der ver-
ästelten Förderlandschaft des BMI (das BMI selbst hatte sie in seiner 
Stellungnahme als „weitläufig“ und „thematisch bzw. inhaltlich unter-
schiedlich“ charakterisiert) zweckmäßig wären, um Förderbereiche zu 
konkretisieren und gezielt nach der Förderstrategie auszurichten. Der 
RH blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 7.1 Das BMI (Untergliederung 11) hatte für die Förderungen kein eigenes 
Wirkungsziel definiert. Das Thema Förderungen fand sich lediglich im 
Detailbudget Integration für das Jahr 2013 zum Wirkungsziel 2 (Sicher-
stellung eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und eines quali-
tativ hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, Fremdenwe-
sen und der legalen Migration) mit der Maßnahme „Förderschwerpunkt 
im Bereich Spracherwerb setzen“ wieder. Messgröße war ein Prozent-
satz (rd. 36 %) der Gesamtfördermittel für Integration. Da die Zustän-
digkeit für Integrationsmaßnahmen auf das BMEIA überging, entfiel 
in den Jahren 2014 und 2015 diese Maßnahme. 

 7.2 Der RH wies darauf hin, dass das BMI im Jahr 2013 für das Wirkungs-
ziel 2 (Sicherstellung eines geordneten, rechtsstaatlichen Vollzugs und 
eines qualitativ hochwertigen Managements in den Bereichen Asyl, 
Fremdenwesen und der legalen Migration) vorsah, einen Förderschwer-
punkt im Bereich Spracherwerb zu setzen. Zu kritisieren war dabei 
jedoch die festgelegte Messgröße, die darin bestand, einen bestimm-
ten Anteil (36 %) der Gesamtfördermittel für Integration auszugeben, 
weil dieser Indikator lediglich den Mitteleinsatz (Input) angab, aber 
nichts über die Zielerreichung bzw. Wirkung aussagte. 

Der RH empfahl, künftig von der Förderstrategie abgeleitete Wirkungs-
indikatoren festzulegen, um einen effektiven Mitteleinsatz zu gewähr-
leisten.

Angaben zur  
Wirkungsorientierung
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 7.3 Laut Stellungnahme des BMI verpflichte es seine Fördernehmer in den 
Förderverträgen Ziele und Wirkungsindikatoren, die mit der Förder-
strategie in inhaltlichem Zusammenhang stehen, festzulegen. Erreich-
ten die ausbezahlten Fördermittel 200.000 EUR, sei eine Evaluierung 
der Zielerreichung anhand der Indikatoren verpflichtend durchzufüh-
ren. 

Von der Formulierung eines eigenen Wirkungsziels im jährlichen Bun-
desfinanzgesetz werde aber abgesehen. 

 7.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass er es als Aufgabe des BMI sah, Ziele 
und Wirkungsindikatoren vorzugeben und nicht der Fördernehmer. Der 
RH verblieb somit bei seiner Empfehlung. Er hielt fest, dass er auf-
grund des geringen Anteils der Förderungen am Gesamtbudget dem 
BMI ohnehin kein eigenes Wirkungsziel für Förderungen im Bundes-
finanzgesetz empfohlen hatte (TZ 4).

 8.1 Der Grundsatzerlass „Budget/Controlling/Beschaffung“ vom 
13. Mai 2003 (gültig in der jeweiligen aktualisierten Fassung) enthielt 
auch Regelungen zur Abwicklung der Fördervergaben. Dies betraf unter 
anderem die Einvernehmensherstellung mit dem BMF,18 die Verpflich-
tung, halbjährlich Berichte über anerkannte und abgelehnte Förder-
ansuchen zu erstellen, sowie die Vorschreibung der Geschäftsstücke 
über die Zuerkennung von Förderungen an die Budgetabteilung „vor 
Abfertigung“. Der Grundsatzerlass bezog sich auf die ARR mit Stand 
9. September 1986. 

Am 1. Juli 2013 erließ das BMI das Handbuch „Förderwesen“, das die 
ARR 2004 konkretisierte, ergänzende Rundschreiben des BMF berück-
sichtigte und grundsätzliche Vorgaben zum BMI–internen Ablauf bei 
der Gewährung von Förderungen enthielt. In der Folge überarbeitete 
das BMI dieses Handbuch geringfügig. Das überarbeitete Handbuch 
trat mit 1. März 2014 in Kraft und bezog sich dementsprechend noch 
auf die ARR 2004. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte das BMI dieses Handbuch 
noch nicht an die in der Zwischenzeit neu erlassenen ARR 201419 
angepasst. Dies hatte zur Konsequenz, dass wichtige Vorgaben der 
ARR 2014, etwa im Zusammenhang mit der Vermeidung von Mehr-

18 ab einem Nennwert von 300.000 EUR der in Aussicht gestellten Förderung
19 in Kraft seit August 2014 

Interne Vorgaben

Berichtswesen
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fachförderungen, nicht umgesetzt waren. Dies betraf bspw. die ver-
pflichtende Abfrage im Transparenzportal vor Gewährung einer För-
derung (siehe TZ 11).

 8.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI ein Jahr nach Inkrafttreten 
der ARR 2014 das Handbuch „Förderwesen“ noch nicht überarbeitet 
und an die Änderungen durch die ARR 2014 angepasst hatte. Dadurch 
war bspw. die Abfrage im Transparenzportal vor der Gewährung einer 
Förderung zur Vermeidung unerwünschter Mehrfachförderungen noch 
nicht verpflichtend vorgesehen.

Der RH empfahl, das Handbuch „Förderwesen“ so rasch wie möglich zu 
überarbeiten und an die Änderungen durch die ARR 2014 anzupassen.

 8.3 Laut Stellungnahme des BMI sei das Handbuch „Förderwesen“ in „För-
derwesen I auf Basis ARR 2004“ umbenannt und aktualisiert wor-
den; darüber hinaus sei das neue Handbuch „Förderwesen II auf Basis 
ARR 2014“ erstellt worden. Beide Handbücher seien seit 2. Mai 2016 
als Teil des Grundsatzerlasses Budget und Haushaltswesen verbind-
lich.

 9.1 Nach dem Handbuch „Förderwesen“ des BMI hatte die Budgetabtei-
lung jeweils zur Mitte und zum Ende eines Jahres eine Übersicht über 
die genehmigten bzw. abgelehnten Förderansuchen vorzulegen. Diese 
Berichte dienten lt. BMI der Bundesministerin für Inneres zur Infor-
mation und zur Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit Förde-
rungen in den Folgejahren. 

Das BMI wählte zur Erstellung der Berichte ein Textverarbeitungspro-
gramm, das keine automatisierte Auswertung zuließ. Zudem wiesen 
diese Berichte Mängel auf: 

–   Tipp– und Übertragungsfehler ergaben fehlerhafte Werte, die u.a. 
zu Abweichungen von bis zu rd. 100.000 EUR führten, oder Förde-
rungen wurden falschen Fördernehmern zugeordnet. 

–   Durch fehlerhafte Berechnungen entstanden Differenzen bis zu rd. 
100.000 EUR. 

–   Eine durchgängige Dokumentation, ob es sich bei den ausbezahlten 
Beträgen um eine jährliche oder eine einmalige Förderung handelte, 
fand nicht statt. Durch diese aufgezeigten Mängel war die Aussa-
gekraft der Berichte beeinträchtigt, weshalb sie als Steuerungsin-
strument nur eingeschränkt brauchbar waren.

Qualität der Berichte
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 9.2 Der RH kritisierte, dass die Förderberichte nicht automatisiert auswer-
tbar waren und zahlreiche Fehler (bspw. Tipp– und Übertragungsfeh-
ler, falsche Fördersummen) aufwiesen, wodurch die Berichte als Steu-
erungsinstrument nur eingeschränkt zu gebrauchen waren. Der RH 
empfahl, sicherzustellen, dass die Förderberichte

– zuverlässige Daten enthalten und 

–  in einem Berichtsformat erstellt werden, das automatisierte Aus-
wertungen und eine verbesserte Plausibilisierung der Daten zulässt. 

 9.3 Das BMI teilte mit, dass neben einer künftig vorgesehenen verstärk-
ten Datenkontrolle auch das Dateiformat der Förderberichte umgestellt 
worden sei. 

 10.1 Bereits nach den ARR 2004 konnten Förderungen nur auf Basis von 
Förderverträgen gewährt werden. Das BMF erstellte einen Muster-
fördervertrag und einen Musterrahmenfördervertrag und brachte sie 
den Ressorts mittels Rundschreiben zur Kenntnis. Auf Grundlage 
der ARR 2014 überarbeitete das BMF den Musterfördervertrag und 
brachte die geänderte Version den Ressorts im Juli 2015 zur Kennt-
nis. Der Musterfördervertrag des BMF war grundsätzlich anzuwenden, 
sofern nicht Sonderrichtlinien abweichende Bestimmungen vorsahen 
oder Abweichungen aufgrund der Eigenart der Leistung erforderlich 
waren.20

Von den 14 fördervergebenden Organisationseinheiten des BMI ver-
wendeten drei den Musterfördervertrag nicht. Elf Einheiten wandten 
den Musterfördervertrag an, davon fünf mit teilweisen Änderungen, 
die jedoch mit der Budgetabteilung des BMI bzw. der Finanzprokura-
tur abgestimmt waren. Änderungen betrafen hauptsächlich den inter-
nationalen Bereich. 

Das BMI plante, im Zuge des Projekts „Förderwesen im BMI“ einen 
Musterantrag und Musterförderverträge21 zu erstellen, die unabhän-
gig von der Leistungsart alle Organisationseinheiten des Ressorts ver-
wenden können. Grundlage dafür sollte der Musterfördervertrag des 
BMF sein, wobei das BMI Detaillierungen anstrebte. So sollte bspw. 
bei einer Fördersumme ab 200.000 EUR eine Zielvereinbarung in den 
Fördervertrag aufgenommen werden, die aus maximal fünf Zielen mit 
jeweils maximal fünf Indikatoren bestand, und die Verpflichtung zur 

20 gemäß § 24 Abs. 4 ARR 2014
21 Allgemeine Förderungen, Expertenentsendung, AMIF

Fördervertrag
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Evaluierung der Förderung. Dies entsprach den Vorgaben in der För-
derstrategie des BMI.

 10.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMI den Musterfördervertrag 
des BMF nicht durchgängig anwandte, obwohl sachdienliche Anpas-
sungen möglich waren. Positiv beurteilte der RH, dass das BMI nun-
mehr plante, auf Basis des Musterfördervertrags des BMF detaillier-
tere Musterförderverträge zu erstellen, die alle Organisationseinheiten 
des Ressorts verwenden können. Im Sinne der Wirkungsorientierung 
war ebenfalls positiv zu beurteilen, dass unter bestimmten Voraus-
setzungen mit den Fördernehmern Zielvereinbarungen abgeschlossen 
werden und eine Evaluierung der Förderungen stattfinden soll.

Der RH empfahl, die in Ausarbeitung befindlichen Musterförderver-
träge für das gesamte Ressort möglichst rasch fertigzustellen und ver-
bindlich als Vertragsgrundlage vorzugeben.

 10.3 Laut Stellungnahme des BMI sei im Handbuch „Förderwesen II auf 
Basis ARR 2014“ klargestellt worden, dass der vom BMF erstellte 
Musterförderungsvertrag im Sinne des § 24 Abs. 4 ARR 2014 als ver-
bindlich anzuwendende Vorlage für alle Förderungsverträge anzusehen 
und zu verwenden sei.

 11.1 (1) Ein Ziel der ARR 2014 bestand darin, Mechanismen zur Vermei-
dung von unerwünschten Mehrfachförderungen zu schaffen. Entspre-
chende Regelungen waren in Sonderrichtlinien aufzunehmen.22 

Nach der ARR 2014 waren vorweg angemessene und wirksame risiko-
basierte Kontrollverfahren festzulegen, durch die gewährleistet wer-
den konnte, dass Fördermissbrauch und unerwünschte Mehrfachförde-
rungen vermieden werden. Diese Verfahren waren in Sonderrichtlinien 
und Förderverträgen umzusetzen und konnten bspw. die zumindest 
stichprobenartige Überprüfung der Belege, das Erfordernis gesonderter 
Rechnungskreise beim Fördernehmer, die Abstimmung mit anderen in 
Betracht kommenden Fördergebern, die Einschau vor Ort sowie in ein-
schlägige Förderdatenbanken oder die Festlegung spezifischer Anfor-
derungen an elektronische Belege umfassen.23 

Vor Gewährung einer Förderung aus nationalen Mitteln war von der 
haushaltsführenden Stelle oder der Abwicklungsstelle zu erheben, 

22 vgl. § 5 Abs. 3 ARR 2014
23 vgl. § 40 Abs. 5 ARR 2014

Vermeidung 
von Mehrfach-
förderungen
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1.  welche Förderungen aus öffentlichen Mitteln einschließlich EU–
Mitteln dem Förderwerber in den letzten drei Jahren vor Einbrin-
gung des Förderansuchens für dieselbe Leistung, auch wenn mit 
verschiedener Zweckwidmung, gewährt wurden und

2.  um welche derartigen Förderungen er bei einer anderen haushalts-
führenden Stelle des Bundes oder einem anderen Rechtsträger ein-
schließlich anderer Gebietskörperschaften und der Europäischen 
Union ansuchte, über deren Gewährung aber noch nicht entschie-
den wurde oder um welche derartigen Förderungen er noch ansu-
chen will.

Die Erhebung hatte insbesondere durch entsprechende Angaben des 
Förderwerbers zu erfolgen. Dazu waren angemessene und wirksame 
Methoden zur Überprüfung der Angaben des Förderwerbers vorweg 
festzulegen, die geeignet sind, unerwünschte Mehrfachförderungen 
zu vermeiden. 

Dabei war jedenfalls auch eine Abfrage aus dem Transparenzportal 
vorzunehmen. Zu diesem Zweck war eine Berechtigung zur Transpa-
renzportalabfrage in die eigene und in die zugeordnete einheitliche 
Kategorie einzuräumen.24 

Die von den haushaltsführenden Stellen getroffenen Maßnahmen 
waren dem BMF zur Kenntnis zu bringen und mit diesem abzustim-
men.25

(2) Das BMI verließ sich ausschließlich auf die Angaben der Förder-
nehmer, die aufgrund der Vorgaben der ARR 2014 und des Musterför-
dervertrags des BMF das BMI über weitere, dieselbe Leistung betref-
fende Förderungen informieren mussten.

Darüber hinaus führte von den 14 Organisationseinheiten des BMI, die 
für die Vergabe von Förderungen zuständig waren, nur eine Einheit vor 
Vergabe der Förderungen Abfragen im Transparenzportal durch. Zwei 
Organisationseinheiten machten dies gelegentlich bzw. im Anlassfall. 
Von den übrigen elf Organisationseinheiten, die keine Abfragen im 
Transparenzportal durchführten, hatten vier keine Berechtigung für 
Abfragen im Transparenzportal. Die vom RH überprüften Förderfälle 
waren im Transparenzportal eingetragen. 

24 vgl. § 17 Abs. 2 ARR 2014
25 vgl. § 6 Abs. 2 ARR 2014
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 11.2 Wie der RH bereits in TZ 6 kritisch ausführte, gab es im BMI für die 
Förderungen aus nationalen Mitteln weder Förderprogramme noch 
Sonderrichtlinien. Darüber hinaus hatte das BMI für deren Abwick-
lung keinen Soll–Prozess festgelegt; auch das Handbuch „Förderwe-
sen“ machte keine entsprechenden Vorgaben zum Ablauf (TZ 14). Das 
Fehlen entsprechender Vorgaben und Standards führte insbesondere 
im Hinblick auf die Vermeidung von Mehrfachförderungen dazu, dass 
eine grundlegende Vorgabe der ARR 2014 nicht durchgehend einge-
halten wurde. 

Im einzelnen kritisierte der RH, dass im BMI 

–   die vor Vergabe von Förderungen verpflichtend durchzuführende 
Abfrage im Transparenzportal weitgehend unterblieb, 

–   mehrere fördervergebende Organisationseinheiten nicht einmal die 
Berechtigung zu Abfragen im Transparenzportal hatten und 

–   zur Vermeidung von unerwünschten Mehrfachvergaben sich Orga-
nisationseinheiten ausschließlich auf die Angaben der Förderwer-
ber verließen.

Der RH empfahl, Mechanismen zur Vermeidung von unerwünsch-
ten Mehrfachvergaben von Förderungen festzusetzen und diese mit 
dem BMF abzustimmen. Weiters empfahl er sicherzustellen, dass die 
Zugangsberechtigungen zum Transparenzportal im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung stehen und Abfragen aus dem Transparenz-
portal, einem Hilfsmittel zur Vermeidung von unerwünschten Doppel– 
bzw. Mehrfachförderungen, auch durchgeführt werden.

 11.3 Laut Stellungnahme des BMI bestünde nunmehr durch die verstärkte 
interne Kontrolle, Nachschau in der Transparenzdatenbank, die verbind-
liche Verwendung des BMF–Musterförderungsvertrags und anlassbezo-
gene Rückfragen bei in Frage kommenden anderen Förderungsstellen 
ein ausreichender Schutz, um unerwünschte Mehrfachvergaben von 
Förderungen zu verhindern. Die weitere Empfehlung des RH, Zugangs-
berechtigungen zum Transparenzportal im erforderlichen Umfang zur 
Verfügung zu stellen, nahm das BMI zur Kenntnis. 
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 12.1 Im BMI waren insgesamt 14 Organisationseinheiten für die Vergabe 
von Förderungen aus Bundesmitteln zuständig. Von diesen 14 Orga-
nisationseinheiten führten im Jahr 2014 zwei in der Sektion I (Präsi-
dium), drei in der Sektion II (Generaldirektion für öffentliche Sicher-
heit), drei in der Sektion III (Recht), zwei in der Sektion IV (Service 
und Kontrolle) und eine in der Sektion V (Integration) Vergaben von 
Förderungen durch. Die betreffenden Abteilungen und Referate wiesen 
allerdings ein höchst unterschiedliches Arbeitsaufkommen in Bezug 
auf Förderungen auf, wie die sektionsweise Zusammenfassung in der 
folgenden Tabelle zeigt: 

Die Anzahl an Förderauszahlungen (die Anzahl der Fördervergaben 
konnte das BMI nicht zur Verfügung stellen; siehe dazu TZ 3) variierte 
bspw. im Jahr 2012 zwischen nur einer Auszahlung (Abteilung III/4) 
und 501 Auszahlungen (Referat III/8/a). Dementsprechend unterschied-
lich waren auch die ausbezahlten Summen:

Zuständigkeit

Abwicklung der Förderungen

Tabelle 6:  Anzahl der Förderauszahlungen nach Sektionen1

SEKTION 2011 2012 2013 2014 Summe  
2011 bis 2014

I – Präsidium 17 21 7 9 54

II – Generaldirektion für die öffentliche 
Sicherheit 53 48 66 32 199

III – Recht 378 503 527 195 1.603
IV – Service und Kontrolle 1 1 6 5 13
V2 – Integration – – 0 18 18
Summe 449 573 606 259 1.887

1  Hierbei handelte es sich um Auszahlungsvorgänge zu Förderprojekten, die entweder die gesamte Fördersumme, einzelne 
Raten einer Förderung oder die Schlussabrechnung betrafen.

2  Änderung der Geschäftseinteilung mit 1. Juni 2013 mit Einrichtung der Sektion V (Integration), welche im Zuge der 
Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 im März 2014 zum BMEIA wechselte.

Quellen: BMI; RH 
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Gemessen am Fördervolumen wies das BMI eine hohe Zersplitterung 
der Zuständigkeiten für die Vergabe von Förderungen auf. 

In den Jahren 2011 bis 2014 entfiel die überwiegende Anzahl an Aus-
zahlungen (1.603 bzw. rd. 85 %) sowie der höchste Anteil an den aus-
bezahlten Förderungen (rd. 52,17 Mio. EUR bzw. rd. 67,04 %) auf die 
Sektion III. 

 12.2 Der RH wies kritisch auf die — gemessen am Fördervolumen — hohe Zer-
splitterung der Zuständigkeiten für die Vergabe von Förderungen hin. 
Obwohl rund zwei Drittel der Förderbeträge und 85 % der Auszahlungs-
vorgänge in einer Sektion konzentriert waren, musste der spezifische 
Wissensstand über die Abwicklung von Förderungen in sämtlichen, 
mit Förderungen befassten Abteilungen (insgesamt 14 Organisations-
einheiten) vorhanden sein. 

Der RH empfahl, die Vergabe von Förderungen in möglichst wenigen 
Abteilungen bzw. Referaten zu konzentrieren – einerseits, um einheit-
liche Standards zu gewährleisten und andererseits, um die Umsetzung 
der Förderstrategie zielgerichtet steuern zu können. 

 12.3 Das BMI teilte mit, dass die Vergabe von Förderungen derzeit in weni-
gen Organisationseinheiten erfolge. Die mit 1. September 2016 in Kraft 
tretende Geschäftseinteilungsänderung werde auch dazu beitragen, die 
Empfehlung bestmöglich umzusetzen. 

Tabelle 7:  Summe der ausbezahlten Förderungen

SEKTION
2011 2012 2013 2014 Summe  

2011 bis 2014
in EUR

I – Präsidium 1.936.843 1.651.416 1.080.984 985.282 5.654.525

II – Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit 4.536.928 5.291.142 6.780.139 1.890.418 18.498.626

III – Recht 10.750.536 14.445.149 15.672.827 11.299.842 52.168.355
IV – Service und Kontrolle 20.000 20.000 770.121 297.774 1.107.894
V1 – Integration 0 0 0 381.988 381.988
Summe 17.244.307 21.407.707 24.304.071 14.855.304 77.811.390

Rundungsdifferenzen möglich
1  Änderung der Geschäftseinteilung mit 1. Juni 2013 mit Einrichtung der Sektion V (Integration), welche im Zuge der 

Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 im März 2014 zum BMEIA wechselte.

Quelle: BMI 
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 13.1 (1) Den für die Vergabe von Förderungen aus nationalen Mitteln 
zuständigen Organisationseinheiten oblag auch die Anweisung der 
zuerkannten Mittel. Dadurch führte eine Stelle sowohl die Vergabe als 
auch die Abrechnung von Förderungen durch. 

Weiters hatten die 14 mit Förderungen befassten Organisationsein-
heiten den Förderzweck, die widmungsgemäße Verwendung und die 
Belege zu prüfen. Eine Organisationseinheit hatte die Belegsprüfung 
an die Buchhaltungsagentur des Bundes ausgelagert. Zwei der Orga-
nisationseinheiten überprüften die widmungsgemäße Verwendung nur 
stichprobenartig. 

Das Referat Budgetangelegenheiten hatte die Aufgabe, bei allen För-
derungen zu prüfen, ob die ARR und die haushaltsrechtlichen Grund-
sätze der Fördervergabe eingehalten wurden. Dies war bei den vom RH 
überprüften Fällen nicht durchgängig gewährleistet (siehe dazu TZ 18).

(2) Das BMI beabsichtigte mit dem Projekt „Förderwesen im BMI“ u.a. 
eine Änderung der Aufbau– und Ablauforganisation, um eine orga-
nisatorische Trennung zwischen vergebenden, anweisenden und prü-
fenden Stellen herbeizuführen. Die strategischen und grundsätzlichen 
Kompetenzen im Bereich Förderwesen sollten in einer Organisations-
einheit konzentriert werden. 

Das BMI plante, den Entwurf für eine Geschäftsverteilungsänderung 
im Herbst 2015 in der Projektarbeitsgruppe zu besprechen und durch 
den Lenkungsausschuss eine Genehmigung zu den geplanten Ände-
rungen herbeizuführen bzw. im Rahmen einer nächsten Geschäftsver-
teilungsänderung umzusetzen. 

 13.2 Der RH kritisierte, dass die Organisationseinheiten sowohl die Vergabe 
von Förderungen als auch die Anweisung der zuerkannten Beträge und 
die Abrechnung der Förderungen durchführten. Die Kumulierung die-
ser Aufgaben in einer Organisationseinheit entsprach nicht dem Prin-
zip der Funktionstrennung im Rahmen eines Internen Kontrollsystems. 

Der RH empfahl, die geplanten Änderungen im Bereich der Aufbau– 
und Ablauforganisation im Förderbereich möglichst rasch umzusetzen 
und dabei auf ein funktionierendes Internes Kontrollsys tem zu ach-
ten. Dabei empfahl der RH, eine organisatorische Trennung von Ver-
gabe, Anweisung der Förderbeträge und Kontrolle der Förderungen 
durchzuführen.

Funktionstrennung 
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 13.3 Laut Stellungnahme des BMI werde in der mit Wirksamkeit vom 1. Sep-
tember 2016 in Kraft tretenden Geschäftseinteilungsänderung auf die 
in den ARR 2014 vorgegebene organisatorische Trennung von Vergabe, 
Kontrolle und Evaluierung Rücksicht genommen.

 14.1 Es existierte kein einheitlicher, für das gesamte Ressort gültiger Soll–
Prozess für den Ablauf eines Förderverfahrens – von der Einbringung 
des Antrags bis zur Kontrolle und Abrechnung. Das Handbuch „För-
derwesen“ konkretisierte die Inhalte der ARR 2004 sowie die Vorga-
ben des BMF und gab zum internen Ablauf nur Grundlegendes vor, 
wie etwa die Verpflichtung, halbjährlich Berichte über anerkannte und 
abgelehnte Förderungen zu erstellen, sowie die nötige Aktenvorschrei-
bung von Geschäftsstücken über die Zuerkennung von Förderungen 
an die Budgetabteilung „vor Abfertigung“. Diese Vorgaben regelten 
somit nicht den Prozessablauf. 

Von den 14 fördervergebenden Organisationseinheiten des BMI ver-
fügten drei über einen eigenen Soll–Prozess. Eine dieser Abteilungen 
hatte sich zusätzlich eine eigene Checkliste für die vereinfachte Prü-
fung von Förderanträgen erstellt; zudem gab es ein Antragsformular, 
das auf der Homepage des BMI veröffentlicht war. Der Soll–Prozess 
und die Checkliste waren mit dem zuständigen Sektionskoordinator 
abgestimmt. Eine darüber hinausgehende Abstimmung im BMI, etwa 
mit der Budgetabteilung oder mit dem BMF, erfolgte nicht. Die übrigen 
Abteilungen des BMI verwendeten diese Musterdokumente nicht. 

 14.2 Der RH kritisierte, dass im BMI kein einheitlicher, für das gesamte Res-
sort gültiger Soll–Prozess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle 
der Förderungen vorhanden war, obwohl 14 Organisationseinheiten 
des Ressorts mit Förderungen befasst waren (TZ 12). 

Der RH empfahl, einen einheitlichen, ressortweit gültigen Ablaufpro-
zess für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle von Förderungen 
unter Beachtung der ARR 2014 auszuarbeiten und in Geltung zu set-
zen. Zusätzlich sollte das BMI den Bearbeitern eine Checkliste zur Ver-
fügung stellen; dazu könnte die, in einer Abteilung bereits vorhan-
dene Checkliste als Beispiel dienen (siehe auch TZ 29). 

 14.3 Laut Stellungnahme des BMI sei mit dem Handbuch „Förderwesen II 
auf Basis ARR 2014“ eine verbindlich anzuwendende Checkliste zur 
Bearbeitung von Förderungen verlautbart worden. In einer weiteren 
Überarbeitung dieses Handbuchs werde auch ein Ablaufprozess ver-
lautbart. (Die Inkraftsetzung sei mit 1. September 2016 geplant.)

Ablauf
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 15.1 (1) Die Kontrolle der Förderungen aus Bundesmitteln war sowohl in 
den ARR 2004 und 2014 als auch im Grundsatzerlass 2003 Budget/
Controlling/Beschaffung und in den Handbüchern 2013 und 2014 des 
BMI geregelt. 

Nach der ARR 2014 haben Kontrollen die widmungsgemäße Verwen-
dung der Fördermittel sowie die Einhaltung der vertraglichen Förder-
bestimmungen, Bedingungen und Auflagen zu umfassen. Zudem waren 
risikobasierte Kontrollverfahren durchzuführen. 

(2) Der RH stellte fest, dass das BMI erforderliche Kontrollschritte nicht 
durchgängig setzte bzw. dass unzureichend Regelungen vorlagen. Bei 
den zwölf Förderfällen, die der RH für die Detailprüfung überprüfte, 
stellte er folgenden Verbesserungsbedarf fest:

Risikoanalyse

Jede haushaltsführende Stelle hatte lt. ARR 2014 angemessene und 
wirksame risikobasierte Kontrollverfahren festzulegen, um Fördermiss-
brauch und unerwünschte Mehrfachförderungen zu verhindern. Das 
BMI verfügte jedoch über keine Risikoanalyse, die zur Festlegung von 
risikobasierten Kontrollverfahren dienen konnte. 

Unterschriftenregelung

Das BMI verfügte über keine spezifische Regelung für die Geneh-
migung von Förderungen. Dies führte zu unterschiedlichen Vorge-
hensweisen der einzelnen Organisationseinheiten bei der Vergabe von 
Förderungen. Entsprechend den allgemeinen Approbationsregelungen 
genehmigten Sektionsleiter die Förderverträge, in anderen Fällen die 
Gruppen– oder Abteilungsleiter. 

Belegprüfung

Die Belegprüfung im Zuge der Kontrolle der widmungsgemäßen Ver-
wendung von Fördermitteln erfolgte im BMI entweder durch die för-
dervergebende Stelle selbst, durch eine zur Belegprüfung bestimmte 
Organisationseinheit oder durch die Buchhaltungsagentur des Bundes. 
Im Falle der Belegprüfung durch die fördervergebende Stelle war keine 
organisatorische Trennung zwischen der Vergabe und Kontrolle von 
Förderungen gegeben (siehe TZ 13).

Kontrolle von  
Förderungen aus 
nationalen Mitteln
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Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Alle Geschäftsstücke über die Zuerkennung von Förderungen waren 
„vor Abfertigung“ dem Referat „Budgetangelegenheiten“ vorzuschrei-
ben. Dies geschah jedoch nicht in allen Fällen; bisweilen erfolgte die 
Vorschreibung verspätet.

Eigenleistung

Zu den allgemeinen Fördervoraussetzungen zählten die Ausbedingung 
einer Eigenleistung, sofern sich aus der geförderten Leistung unmittelbar 
ein wirtschaftlicher Vorteil für die Förderwerber ergab. Auf Eigenleis-
tungen der Förderwerber nahmen fünf Organisationseinheiten bei der 
Vergabe von Förderungen Bedacht, die übrigen neun berücksichtigten 
dies teilweise oder gar nicht. 

Vergleichsangebote

Bei der Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen waren 
nachweislich mehrere Vergleichsangebote durch den Fördernehmer 
vorzulegen, soweit dies im Hinblick auf die Höhe des geschätzten Auf-
tragswerts zweckmäßig war. 

Die Kontrolle der Vergleichsangebote erfolgte lt. BMI im Rahmen der 
Prüfung der Abrechnungsunterlagen. Lagen keine Vergleichsangebote 
vor bzw. konnte der Fördernehmer keine glaubhaften und nachvoll-
ziehbaren Gründe für die Nichteinholung vorlegen, waren die Belege 
lt. BMI nicht anzuerkennen. 

Der RH stellte in sechs der zwölf ausgewählten Förderfälle fest, dass 
das BMI Ausgaben förderte, zu denen keine Vergleichsangebote vor-
lagen bzw. eine Dokumentation von nachvollziehbaren Gründen für 
die Nichteinholung fehlte. 

Einhaltung des Fördervertrags

In Einzelfällen hielten sich die Fördernehmer nicht an die Vorgaben 
der Förderverträge. So legten bspw. Fördernehmer nicht fristgerecht 
einen zahlenmäßigen Nachweis vor bzw. holten keine Vergleichsan-
gebote ein. Das BMI setzte in diesen Fällen keine Sanktionen. Der RH 
stellte darüber hinaus fest, dass in einem Förderfall Daten im Förderver-
trag fehlten, was zu einer nicht ordnungsgemäßen Abrechnung führte. 
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 15.2 Der RH kritisierte, dass das BMI in mehreren Bereichen geltende Bestim-
mungen nicht einhielt, und hielt fest, dass ein zusätzlicher Regelungs-
bedarf bestand:

zur Risikoanalyse

Das BMI führte keine Risikoanalyse durch, die zur Festlegung von risi-
kobasierten Kontrollverfahren hätte dienen können. Nach Ansicht des 
RH wäre das Ergebnis einer Risikoanalyse auch zur Entwicklung einer 
Checkliste für die Vergabe von Förderungen dienlich. Hier könnte das 
BMI Synergieeffekte nutzen (siehe auch TZ 14).

Der RH empfahl, eine Risikoanalyse als Grundlage für risikobasierte 
Kontrollverfahren durchzuführen. 

zur Unterschriftenregelung

Das BMI hatte für die Genehmigung von Förderungen keine spezifische 
Regelung festgelegt. Vielmehr waren die allgemeinen Approbationsre-
gelungen anzuwenden, was zu uneinheitlichen Vorgangsweisen führte.

Der RH empfahl, ausdrücklich festzulegen, wer in Bezug auf Förde-
rungen bis zu welcher Betragsgrenze zeichnungsberechtigt war.

zur Belegprüfung

Die Kontrolle der Belege erfolgte teilweise durch die vergebende För-
derstelle. Insoweit bestand keine organisatorische Trennung zwischen 
der Vergabe und der Kontrolle von Förderungen. 

Der RH empfahl, die Vergabe und Kontrolle von Förderungen — und 
damit auch der Belegprüfungen — durchgehend organisatorisch zu 
trennen.

zur Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Die fördervergebenden Stellen des BMI führten die vorgesehenen 
Aktenvorschreibungen an das Referat „Budgetangelegenheiten“ teil-
weise nicht durch.

Der RH empfahl, die Einhaltung der im Genehmigungsprozess für För-
derungen vorgesehenen Aktenvorschreibungen sicherzustellen.
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zur Eigenleistung

Das BMI vergab Förderungen, ohne Eigenleistungen vorzuschreiben.

Der RH empfahl, auf Eigenleistungen der Förderwerber bei der Ver-
gabe von Förderungen Bedacht zu nehmen.

zu Vergleichsangeboten

Das BMI akzeptierte, dass bei geförderten Ausgaben Fördernehmer 
keine Vergleichsangebote vorlegten, bzw. dass keine nachvollziehbaren 
Gründe für die Nichteinholung dokumentiert waren. 

Der RH empfahl, auf das Vorhandensein von Vergleichsangeboten zu 
achten bzw. bei Vorliegen nachvollziehbarer Gründe für das Nichtein-
holen von Vergleichsangeboten, dies zu dokumentieren.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Das BMI unterließ es, ein Abweichen der Fördernehmer vom Förder-
vertrag zu sanktionieren.

Der RH empfahl, Sanktionen für die Nichteinhaltung der Förderver-
träge, bspw. Pönalzahlungen bzw. Auszahlungsstopp für weitere För-
derungen, vorzusehen und in die Förderverträge aufzunehmen. 

 15.3 Das BMI nahm dazu wie folgt Stellung: 

zur Risikoanalyse

Das BMI nahm die diesbezügliche Empfehlung des RH zur Kenntnis. 

zu Unterschriftenregelungen 

Laut Stellungnahme des BMI würden neben den automatisch aufgrund 
einer Leitungsfunktion fix vorhandenen Approbationsbefugnissen (für 
den Zuständigkeitsbereich der jeweiligen Organisationseinheit) aus-
gesuchten Bediensteten auch spezifische Approbationsbefugnisse für 
einen klar definierten Aufgabenbereich vergeben. 

Darüber hinaus komme in finanziellen Belangen die Anordnungsbe-
fugnis zum Tragen, die ausschließlich vom jeweiligen Leiter der haus-
haltsführenden Stelle mit Zustimmung des Haushaltsreferenten an 
ausgesuchte Bedienstete vergeben werde (somit existiere im Vergleich 
zur Approbationsbefugnis für die Leitungsfunktionen kein Automa-
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tismus; eine Ausnahme würden hier aber die Leiter der haushaltsfüh-
renden Stellen bilden, die Kraft BHG 2013 über eine Anordnungsbe-
fugnis verfügen).

Im Beschaffungsbereich (Fördervergaben könnten hier subsumiert wer-
den) seien darüber hinaus die Approbationen an das budgetäre Aus-
maß der einzelnen Beschaffung gekoppelt und im Beschaffungsgrund-
satzerlass der Abteilung IV/5 geregelt. Das BMI teilte mit, es wolle 
prüfen, ob eine spezifische Regelung im Grundsatzerlass Budget und 
Haushaltswesen (Handbuch Förderungen) notwendig sei.

zur Belegprüfung

Das BMI teilte mit, dass diese Empfehlung, die Vergabe und Kontrolle 
von Förderungen — und damit auch der Belegprüfungen —  mit der 
am 1. September 2016 in Kraft tretenden Geschäftseinteilungsände-
rung umgesetzt werde. 

zur Mitwirkung des Referats Budgetangelegenheiten

Das BMI nahm die Empfehlung, die Einhaltung der im Genehmigungs-
prozess für Förderungen vorgesehenen Aktenvorschreibungen sicher-
zustellen, zur Kenntnis.

zur Eigenleistung

Laut Stellungnahme des BMI werde vor der Vergabe von Förderungen 
grundsätzlich geprüft, ob dem Förderwerber aus wirtschaftlichen Grün-
den eine Eigenleistung zumutbar sei, bzw. werde diese auch im Ver-
trag vereinbart. Allerdings zeige die Praxis, dass die Erbringung von 
Eigenleistungen aus verschiedenen Gründen nicht immer möglich sei. 
Ergänzend verwies das BMI auf § 16 Abs. 3 ARR 2014, wonach von 
Eigenleistungen auch abgesehen werden könne.

zu Vergleichsangeboten

Grundsätzlich werde dem Fördernehmer im Fördervertrag „aufgetra-
gen“, bei Rechnungen zwischen 400 EUR und 1.000 EUR zwei und 
über 1.000 EUR drei Vergleichsangebote einzuholen. In Einzelfällen 
(z.B. Folgebeschaffungen u.ä.) werde bei Nichteinholung von Vergleichs-
angeboten eine Begründung als ausreichend erachtet. Die Einholung 
von Vergleichsangeboten werde außerdem bei der Kontrolle der von-
seiten des Fördernehmers vorzulegenden Belege überprüft bzw. sei in 
der Vergangenheit auch schon nachgefordert worden, wenn diese nicht 
vorgelegt wurden. 
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Das BMI sagte zu, im verstärkten Ausmaß zu prüfen und die Empfeh-
lung des RH zu beachten.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Das BMI teilte mit, dass vor der Sanktionierung das Gespräch mit 
dem jeweiligen Fördernehmer gesucht werde. In Einzelfällen sei darü-
ber hinaus auf Sanktionen verzichtet worden, weil in diesen Fällen die 
Abrechnungsunterlagen und/oder Tätigkeitsberichte nach mehrmaligen 
Urgenzen und Aufforderungen doch noch verspätet vorgelegt worden 
seien. Wenn mit den Gesprächen nicht das Auslangen gefunden werde, 
würden auch die in den Verträgen festgeschriebenen Sanktionen wie 
z.B. „Einstellung oder Rückforderung von Fördermitteln“ durchgesetzt.

 15.4 Der RH erwiderte dem BMI:

zur Eigenleistung

Der RH hielt fest, dass von einer Eigenleistung gemäß § 16 Abs. 3 
ARR 2014 nur unter bestimmten Voraussetzungen abgesehen werden 
dürfe; im BMI berücksichtigten aber neun Organisationseinheiten die 
Eigenleistung grundsätzlich nur teilweise oder gar nicht. Der RH wie-
derholte daher seine Empfehlung, auf Eigenleistungen der Förderwer-
ber bei der Vergabe von Förderungen Bedacht zu nehmen.

zur Einhaltung des Fördervertrags

Der RH entgegnete, dass das BMI bei einzelnen überprüften Förder-
fällen, bei denen auch nach Urgenzen und Aufforderungen der För-
dervertrag nicht eingehalten wurde, keine Sanktionen gesetzt hatte. 
Er blieb daher bei seiner Empfehlung. 

 16.1 Die Interne Revision führte erstmals im Jahr 2014 eine Querschnitts-
prüfung über die Förderabwicklung im BMI durch. Ziele der Prüfung 
waren die Auswahl, Prüfung und Beurteilung der im Prüfungszeit-
raum zu Lasten des Finanzierungsvoranschlags und der Mittelverwen-
dungs– und –aufbringungsgruppe Transferaufwand geleisteten Aus-
zahlungen im Zusammenhang mit der Gewährung von Förderungen 
aus Bundesmitteln. Die Interne Revision verfasste dazu zwei Berichte 
mit 24 Empfehlungen. 

Einbindung der  
Internen Revision
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Die Interne Revision bemängelte unter anderem eine Förderung an 
die Fachhochschule Wiener Neustadt, weil es sich dabei ihrer Ansicht 
nach um eine Förderung des BMI selbst durch das BMI handle.26 Die 
Interne Revision empfahl deshalb, die Förderung umfassend zu eva-
luieren. Laut Auskunft des BMI sind Verhandlungen zur Umstellung 
des Vertrags bereits aufgenommen worden. 

 16.2 Der RH anerkannte die durch die Interne Revision durchgeführte Quer-
schnittsprüfung. Er hielt jedoch kritisch fest, dass die Interne Revision 
erstmals im Jahr 2014 eine solche Prüfung vornahm. 

 17.1 Gemäß ARR 2004, ARR 2014 und dem Handbuch Förderwesen des BMI 
hatten die fördervergebenden Organisationseinheiten nach Abschluss 
der geförderten Leistung im Hinblick auf die Höhe und Eigenart der 
Förderung eine Evaluierung durchzuführen, ob und inwieweit der mit 
der Fördergewährung angestrebte Erfolg erreicht wurde. Das BMI ver-
fügte über keine einheitliche Vorgabe bezüglich der Höhe und Eigen-
art der zu evaluierenden Förderungen. 

Acht Organisationseinheiten gaben an, Evaluierungen durchzufüh-
ren. Auf Nachfrage des RH konnte das BMI jedoch nur ein Evaluie-
rungsergebnis vorlegen. Ziele dieser Evaluierung waren u.a. die Über-
prüfung des mit der Förderung erzielten Erfolgs sowie Feststellungen 
hinsichtlich der Angemessenheit der Förderhöhe und eines allfälligen 
Anpassungsbedarfs. Das Ergebnis der Evaluierung führte u.a. dazu, 
dass die betreffende Abteilung dem Fördernehmer im Folgejahr (2014) 
anstelle von rd. 812.000 EUR (2013) nur mehr rd. 450.000 EUR an För-
derungen zuerkannte.

 17.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI über keine einheitliche Vor-
gabe bezüglich der Höhe und Eigenart der zu evaluierenden Förde-
rungen verfügte und nur ein Evaluierungsergebnis vorlegen konnte.

Der RH empfahl, in die zu erstellenden Förderprogramme auch Rege-
lungen zur Auswahl und Durchführung von Evaluierungen von För-
derungen aufzunehmen.

 17.3 Das BMI verwies in seiner Stellungnahme u.a. auf die bestehende 
Sonderrichtlinie des BMI und des BMEIA zur Abwicklung des Asyl–, 
Migrations– und Integrationsfonds (AMIF) 2014 bis 2020 und zur 
Vergabe von Kofinanzierungsmitteln, in der sich entsprechende Aus-
führungen und Regelungen zur Evaluierung der Förderungen fänden.
26 Förderung zur Organisation, Durchführung und Betrieb der Studiengänge „Strate-

gisches Sicherheits–management“ und „Polizeiliche Führung“

Evaluierungen von 
Einzelprojekten
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 17.4 Der RH entgegnete dem BMI, dass sich die genannte Sonderrichtlinie 
auf das EU–Programm AMIF bezog. Wenn Bestimmungen dieser Son-
derrichtlinie auch für die Evaluierung nationaler Förderungen gelten 
sollen, wäre dies ressortintern verbindlich vorzugeben. Der RH blieb 
daher bei seiner Empfehlung, in die zu erstellenden Förderprogramme 
Regelungen zur Auswahl und Durchführung der Evaluierung von För-
derungen aufzunehmen.

 18 Bei den überprüften Förderungen aus nationalen Mitteln stellte der 
RH im Einzelnen folgende Mängel fest: 

Feststellungen zu 
den ausgewählten 
Förderfällen
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 Tabelle 8:  Mängelliste Förderungen aus Bundesmitteln
Fördernehmer geförderte Leistung Fördersumme  

in EUR Mängel

Kuratorium Sicheres 
Österreich

Sicherheitskampagne 420.111,10 fehlende Vergleichsangebote
Anerkennung von Rechnungen, die lt. Förder-
vertrag ausgenommen waren
Genehmigung von Folgeprojekten vor 
Überprüfung der vorhergehenden Projekte trotz 
Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den 
Fördernehmer (keine fristgerechte Vorlage des 
zahlenmäßigen Nachweises)
keine Sanktionen durch das BMI
keine Evaluierung

Lauder Business School Ausbau/Umbau eines 
Kompetenzzentrums für 
Integration

1.500.000,00 Zusage der Förderung durch das BMF, bevor 
schriftliches Förderansuchen vorlag
Finanzierungsplan entsprach nicht den 
tatsächlichen Ist–Kosten
Charakter einer Förderung nicht eindeutig 
nachvollziehbar
keine Ziele und Zielerreichungskriterien
keine Evaluierung

Opferschutzhilfe Sicherheitsleistungen 535.000,00 kein schriftliches Förderansuchen 
fehlende Vergleichsangebote

ORF Fernsehprogramm 
Service GmbH 

Vermittlung von 
Deutschkenntnissen

50.047,17 Abweichung zum Musterfördervertrag (Datum 
des Förderansuchens fehlte)
fehlende Vergleichsangebote
Anerkennung von Rechnungen, die vor 
Einlangen des Förderansuchens entstanden sind
Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den 
Fördernehmer (kein Hinweis im Abspann, der 
das BMI als Fördergeber kennzeichnete), keine 
Sanktionen durch das BMI
keine Evaluierung

Österreichischer 
Berufsfeuerwehrverband

u.a. grenzüberschreitende 
Übungen und Katastrophenhilfe, 
Wissensplattform

126.000,00 Abweichung von den Vorgaben des Handbuchs 
des BMI hinsichtlich der Einholung von 
Vergleichsangeboten (im Vertrag erst ab 
2.500 EUR; lt. Vorgaben des Handbuchs ab 
400 EUR)
Förderung entsprach nicht den Vorgaben 
des § 16 ARR 2004 (der Verband erzielte 
Überschüsse)

Verein Fair und Sensibel Organisation von Beratungs– 
und Lehrveranstaltungen

111.330,00 fehlende Vergleichsangebote 
Vertrag entsprach nicht dem Votum im ELAK
Abweichung zum Musterfördervertrag 
(Berichts– und Mitteilungspflichten fehlten)
verspätete Vorschreibung an das Referat 
Budgetangelegenheiten
Mittelbindung war zu hoch und entsprach nicht 
Fördervertrag

Verein Menschen.Leben Betreuung von minderjährigen 
Fremden

336.000,00 fehlende Vergleichsangebote
keine Eigenmittel

Verein Transparency 
International

Abdeckung der Kosten für 
z.B. Informationsmaterial und 
Jahresbericht

3.000,00 fehlende Vergleichsangebote
keine Vorschreibung an das Referat 
Budgetangelegenheiten
mangelnde Dokumentation im ELAK

Quellen: BMI; RH 
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 19 Aufgrund ihrer grundsätzlichen Bedeutung für die Fördervergabe im 
BMI stellte der RH die folgenden drei Förderfälle beispielhaft dar:

 20.1 Das BMI gewährte dem Kuratorium Sicheres Österreich aufgrund des 
Projektantrags vom 12. Jänner 2011 mit 22. Mai 2011 eine Förde-
rung in Höhe von 450.000 EUR. Ziel der Förderung war die teilweise 
Abdeckung der Kosten, die im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Sicherheitskampagne „Das mach ich sicher 2010 und 2011“ ent-
standen waren. Ausgaben repräsentativer Natur waren lt. Förderver-
trag von dieser Förderung ausgeschlossen. Nach Belegprüfung aner-
kannte das BMI Rechnungen in Höhe von rd. 420.000 EUR. Insgesamt 
gewährte das BMI dem Kuratorium Sicheres Österreich für die Sicher-
heitskampagne „Das mach ich sicher“ der Jahre 2010 bis 2014 sowie 
einer Cyber Security Initiative rd. 2,60 Mio. EUR an Förderungen. 

Nach den Förderverträgen zu den Förderungen „Das mach ich 
sicher 2010 und 2011“ war durch den Fördernehmer über die Durch-
führung des Vorhabens unter Vorlage eines zahlenmäßigen Nachweises 
(unter Beifügung von Originalbelegen) dem BMI bis spätestens zum 
31. Dezember des jeweiligen Jahres zu berichten. Der Fördernehmer, 
das Kuratorium Sicheres Österreich, kam dieser Verpflichtung nicht 
nach. Das BMI urgierte und dokumentierte mehrfach in den Förderak-
ten die Nichteinhaltung des Fördervertrags durch den Fördernehmer. 
Der Fördervertrag sah keine Folgen für die Nichteinhaltung der frist-
gerechten Vorlage des zahlenmäßigen Nachweises vor. Trotz des noch 
fehlenden zahlenmäßigen Nachweises und der daher noch nicht ord-
nungsgemäß abgeschlossenen Überprüfung des Förderprojekts, geneh-
migte das BMI bereits weitere Förderprojekte für die Folgejahre.

Weiters anerkannte das BMI Rechnungen über Ausgaben, zu denen 
der Fördernehmer keine Vergleichsangebote vorlegen konnte bzw. die 
lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen waren. Das BMI 
anerkannte entgegen der vertraglichen Übereinkunft auch Rechnungen 
repräsentativer Natur, wie z.B. Essen und alkoholische Getränke. Trotz 
der Fördersumme von rd. 420.000 EUR waren keine Indikatoren fest-
gelegt, die eine Evaluierung der Wirkung der Förderung ermöglicht 
hätten. 

 20.2 (1) Der RH kritisierte, dass das BMI trotz regelmäßiger Verstöße des 
Fördernehmers gegen den Fördervertrag keine Sanktionen vereinbart 
hatte bzw. setzte. Vielmehr gewährte das BMI bereits eine Förderung 
für Folgeprojekte trotz noch ausstehender Unterlagen für den ord-
nungsgemäßen Abschluss einer vorangegangenen Förderung. 

Kuratorium Sicheres 
Österreich
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Der RH empfahl, keine Förderungen zu genehmigen, wenn durch 
Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Überprüfung 
des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend möglich ist.

(2) Der RH hielt weiters kritisch fest, dass das BMI Rechnungen über 
Ausgaben anerkannte, für die keine Vergleichsangebote vorlagen bzw. 
die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen waren. 

Der RH empfahl, die Einhaltung der ARR 2014 im Hinblick auf das 
Vorliegen von Vergleichsangeboten sicherzustellen. Weiters empfahl 
er, keine Ausgaben anzuerkennen, die lt. Fördervertrag von einer För-
derung ausgeschlossen waren.

(3) Der RH kritisierte erneut das Fehlen von Förderprogrammen und 
darauf basierenden Evaluierungen (TZ 17).

 20.3 Die Empfehlung, keine Förderungen zu genehmigen, wenn durch 
Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Überprüfung 
des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend möglich ist, nahm 
das BMI zur Kenntnis. 

Ebenso nahm das BMI die Empfehlung, keine Ausgaben anzuerken-
nen, die lt. Fördervertrag von einer Förderung ausgeschlossen sind, 
zur Kenntnis. 

 21.1 (1) Die Lauder Business School suchte für den Ausbau/Umbau eines 
Kompetenzzentrums für Integration, Kultur– und Bildungsmobilität 
beim BMF um finanzielle Unterstützung an. Das BMF verwies die 
Angelegenheit an das BMI und stellte dem BMI die Gelder für die 
Förderung zur Verfügung. Das BMI sollte die Abwicklung der Förde-
rung übernehmen, weil diese unter dem Titel  der „Integration“ gese-
hen werden sollte. Als das BMF die Förderung zusicherte, lag weder 
ein schriftlicher Projektantrag seitens der Lauder Business School noch 
ein Finanzierungsplan vor. 

Nach Genehmigung des Antrags erhielt die Lauder Business School in 
zwei Raten insgesamt 1,5 Mio. EUR.

(2) Ursprünglich gab die Lauder Business School einen Finanzierungs-
bedarf von 3,2 Mio. EUR an, im Mai 2012 teilte sie dem BMI mit, dass 
sie ein Haus erwerben werde und einen Finanzierungsbedarf in Höhe 
von 7,2 Mio. EUR habe. 

Lauder Business 
School
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Das BMI überarbeitete in der Folge das vorgelegte Konzept gemein-
sam mit der Lauder Business School. Dem Fördervertrag lag ein Kon-
zept zugrunde, wonach mit der Förderung ein Kompetenzzentrum für 
Integration, Kultur– und Bildungsmobilität errichtet werden solle. Der 
Bildungsschwerpunkt lag demnach auf der Vermittlung der deutschen 
Sprache als erforderliche Grundfertigkeit und gleichzeitige Vorausset-
zung für alle weiteren Integrationsschritte. Als konkrete Maßnahmen 
sollten die nach dem Vorbild der im Integrationsbericht des dama-
ligen Staatssekretariats für Integration genannten Bildungsmaßnahmen 
„Deutsch für Niedergelassene“ angeboten werden.

Auch der ursprüngliche Finanzierungsplan vom 10. Juli 2012 der Lau-
der Business School war zu überarbeiten, weil dieser die Gesamtpro-
jektkosten mit 8,1 Mio. EUR bezifferte und die Lauder Business School 
angab, 5,1 Mio. EUR davon mit Eigenmitteln zu finanzieren. Das BMI 
teilte der Lauder Business School diesbezüglich mit, dass die Durchfüh-
rung der Leistung unter Berücksichtigung der Förderung aus Bundes-
mitteln gemäß § 16 ARR 2004 finanziell gesichert erscheinen müsse. 
Der Finanzierungsplan müsse Angaben beinhalten, die eine Ausfi-
nanzierung klar ersichtlich machen. Der dem Fördervertrag zugrunde 
gelegte Finanzierungsplan bezifferte sodann die Gesamtkosten mit 
3,1 Mio. EUR, wobei 1,5 Mio. EUR durch das BMI und 1,6 Mio. EUR 
durch die Ronald S. Lauder Foundation finanziert werden sollten. Die 
im ursprünglichen Finanzierungsplan vom 10. Juli 2012 angegebenen 
Eigenmittel von 5,1 Mio. EUR schienen nicht mehr auf. 

Das BMI bot in weiterer Folge der Lauder Business School an, die 
Laufzeit von August 2012 (was nach dem Einlangen des schriftlichen 
Förderantrags gewesen sei) bis Ende März 2013 auf eine Laufzeit ab 
Jänner 2012 zu erweitern, weil dies eine Einrechnung von Kosten seit 
Jänner 2012 ermögliche und aufgrund der bereits zu diesem Zeitpunkt 
ergangenen Zusage ebenso möglich sei. Die Laufzeit des Projekts setzte 
das BMI sodann mit Jänner 2012 bis Ende März 2013 fest. 

Die Auszahlung der 1. Rate der Förderung i.H.v. 750.000 EUR erfolgte 
binnen sechs Wochen nach Unterfertigung des Fördervertrags. Die Aus-
zahlung der 2. Rate sollte nach Vorlage des Schlussberichts und der 
Schlussabrechnung ab März 2013 erfolgen. Das BMI suchte im Jahr 
2012 für die 2. Rate um Erhöhung der Vorbelastungsgrenze für das 
Jahr 2013 beim BMF an. 

Im Jänner 2013 fand in der Lauder Business School ein Gesprächster-
min zwischen dem BMI und Vertretern der Lauder Business School 
statt, bei dem der Kaufvertrag vorgelegt, Kopien der Zahlungsnach-
weise übergeben und die angekauften Räumlichkeiten vor Ort besich-
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tigt wurden. Laut Abrechnung wandte die Lauder Business School ins-
gesamt 7,3 Mio. EUR auf. Das BMI gab die 2. Rate i.H.v. 750.000 EUR 
im Februar 2013 zur Anweisung frei und wickelte somit die Förde-
rung vollständig ab, bevor die Zuständigkeit für Integration an das 
BMEIA überging. 

(3) Das BMI wertete den Besichtigungstermin zusammen mit dem Kauf-
vertrag als ausreichende inhaltliche Dokumentation des Projekterfolgs 
und bestätigte die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel. 

Weitere Schritte nach der Auszahlung, wie etwa die Überprüfung, ob 
die Lauder Business School ein Kompetenzzentrum für Integration, 
Kultur– und Bildungsmobilität eingerichtet hatte und dort Deutsch-
kurse anbot, setzte das BMI nicht.

Das BMI förderte den Kauf eines Gebäudes durch die Lauder Busi-
ness School unter dem Titel der „Integration“. Das BMI begründete 
dies damit, dass die Förderziele des Staatssekretariats für Integration 
grundsätzlich dem Nationalen Aktionsplan für Integration entspra-
chen, welcher die Integrationsstrategie der österreichischen Bundesre-
gierung darstellte. Die Etablierung eines interkulturellen Bildungszen-
trums, an dem auch Sprache vermittelt werden sollte, entsprach aus 
Sicht des BMI durchaus den Zielen des Nationalen Aktionsplans für 
Integration und dessen Handlungsfeldern (v.a. „Sprache & Bildung“ 
sowie „Interkultureller Dialog“).

 21.2 Der RH kritisierte, dass das — hiefür nicht zuständige — BMF entgegen 
den Vorgaben der ARR 2004 noch vor dem Vorliegen eines schrift-
lichen Förderansuchens bzw. einer Prüfung des Projekts eine Förde-
rung zusagte. Er kritisierte weiters, dass es sich in diesem Fall um eine 
rückwirkende Förderung handelte, was nach den ARR 2004 ebenfalls 
nicht zulässig war.

Für den RH war nicht nachvollziehbar, warum die Gesamtprojektkosten 
von 8,1 Mio. EUR im ursprünglich eingereichten Finanzierungsplan 
auf 3,1 Mio. EUR in jenem Finanzierungsplan, der dem Fördervertrag 
zugrunde lag, reduziert worden waren, obwohl sich weder Projektin-
halt noch Finanzierungsbedarf geändert hatten. 

Der RH hielt außerdem kritisch fest, dass das BMI die 2. Rate der För-
derung bereits im Februar 2013 zur Anweisung freigab und nicht erst 
ab März 2013, obwohl dies vertraglich vereinbart war. 
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Der RH kritisierte, dass das BMI den Ankauf eines Gebäudes für uni-
versitäre Zwecke als ausreichenden Nachweis für die widmungsge-
mäße Verwendung der Fördergelder im Hinblick auf die Zielsetzung 
„Integration“ erachtete.

Der RH empfahl zu evaluieren, ob und inwieweit die Lauder Busi-
ness School dem vereinbarten Förderzweck der Integration nachge-
kommen war. 

 21.3 Das BMI führte dazu aus, dass die Integrationsagenden 2014 im Zuge 
einer BMG–Novelle zum BMEIA transferiert worden seien. Demzufolge 
wäre mit dieser Frage an das BMEIA heranzutreten.

 21.4 Der RH entgegnete, dass die Förderung an die Lauder Business School 
vom BMI vergeben und abgeschlossen wurde. Dementsprechend obliegt 
es dem BMI zu evaluieren, ob und inwieweit der Förderzweck verwirk-
licht wurde.

 22.1 Im Jahre 2008 sicherte der damalige Bundeskanzler, Dr. Alfred Gusen-
bauer, den Opfern eines Verbrechens eine unbürokratische und finan-
zielle Hilfe zu. Diese erfolgte im Rahmen einer Förderung zur Opfer-
schutzhilfe zur Hälfte durch das Land Niederösterreich und zu jeweils 
25 % durch das BMI und das BMASK. Der Förderanteil, den das BMI 
für Sicherheitsleistungen zur Verfügung stellte, betrug 535.000 EUR. 
Das BMI unterfertigte den Fördervertrag im Februar 2011 und der För-
dernehmer im Mai 2011. 

Laut BMI stellte das Mittel der Förderung in diesem Fall die optimale 
Form dar, die es aus haushaltsrechtlicher Sicht im Einvernehmen mit 
dem BMF festgelegt hatte. 

Laut ARR 2004 durften jedoch nur jene Kosten gefördert werden, die 

–   nach Einlangen eines schriftlichen Förderansuchens entstanden, 
und zwar nur dann, 

–  wenn der Fördernehmer für die geförderten Ausgaben Vergleichs-
angebote eingeholt hatte bzw. dokumentiert war, warum dies unter-
blieb. 

Beide Voraussetzungen lagen weder bei der Gewährung noch bei der 
Abrechnung der Förderung vor.

Opferschutzhilfe
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 22.2 Der RH hielt fest, dass das BMI mit der Gewährung der Förderung nicht 
den Vorgaben der ARR 2004 entsprach. 

Er empfahl, Förderprojekte, die nicht den Vorgaben der ARR entspre-
chen, nicht zu fördern.

 22.3 Laut Stellungnahme des BMI habe im konkreten Fall die Förderung 
die optimale und aus haushaltsrechtlicher Sicht im Einvernehmen mit 
dem BMF festgelegte Form der finanziellen Unterstützung dargestellt. 

 22.4 Der RH anerkannte die besonderen Umstände, die im Rahmen der 
Opferschutzhilfe zu dieser Förderung führten. Allerdings wollte er seine 
Empfehlung auch grundsätzlich verstanden wissen, wonach Förder-
projekte, die nicht den Vorgaben der ARR entsprechen, von einer För-
derung auszunehmen wären.

 23.1 (1) Der RH betrachtete nur jene EU–Finanzierungsprogramme, bei 
denen das BMI die Mittel verwaltete und bei denen eine Kofinanzie-
rung aus Bundesmitteln erfolgte. Es handelte sich dabei um EU–Förder-
programme mit interner Ausrichtung, die in sog. geteilter Verwaltung 
vollzogen wurden. Die EU erließ die Basisrechtsakte, die Mitgliedstaa-
ten waren für die zweckentsprechende Verwendung der zugewiesenen 
Mittel verantwortlich. Auf europarechtlicher Ebene bestanden genaue 
Vorgaben in Form von Programmen, Zielen und Durchführungsbe-
stimmungen. Das BMI, das in der Regel Fördergeber war, erstellte das 
Arbeitsprogramm, wählte die Projekte aus und verwaltete die Mittel.27 

(2) Finanzrahmen 2007 bis 2013

Die EU förderte im Finanzrahmen 2007 bis 2013 mit dem Programm 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme (SOLID)“ Maßnah-
men in den Bereichen Integration, Grenzschutz, Flüchtlingshilfe und 
Rückkehrförderung in allen Mitgliedstaaten. 

27 Auf Initiative der Kommission konnten je nach Fonds bis zu 6 %, 4 % oder 7 % der 
verfügbaren Fondsmittel zur Finanzierung von grenzüberschreitenden Maßnahmen 
oder von Maßnahmen im Interesse der gesamten Gemeinschaft, sog. „Gemeinschafts-
maßnahmen“. Diese Fondsmittel wurden direkt von der Kommission verwaltet.

EU–Finanzierungs-
programme

EU–Förderungen mit nationaler Kofinanzierung
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Das Programm bestand aus vier Fonds, die jeweils einem Politikbe-
reich entsprachen:

–   Außengrenzenfonds (AGF): Die geplanten Maßnahmen wurden von 
öffentlicher Seite durchgeführt, d.h. es erfolgten keine Projektauf-
rufe und keine Vergabe von Förderungen an Dritte.28

–  Europäischer Rückkehrfonds (RET)

–   Europäischer Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
– „Integrationsfonds“ (EIF)

–  Europäischer Flüchtlingsfonds (EFF)

Das BMI verwaltete den Außengrenzenfonds, den Europäischen Rück-
kehrfonds, den Europäischen Flüchtlingsfonds und bis 28. Februar 2014 
den Europäischen Integrationsfonds. Mit 1. März 2014 wechselte diese 
Zuständigkeit in das BMEIA. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Mittel, die die EU Österreich wäh-
rend der gesamten Laufzeit der vier Fonds zugewiesen hatte:

 (3) Finanzrahmen 2014 bis 2020

Mit Auslaufen des EU–Finanzrahmens 2007 bis 2013 liefen auch die 
Rechtsgrundlagen aller EU–Förderprogramme aus.29 Im EU–Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 wurden die Förderprogramme im Bereich Inne-
res völlig neu strukturiert und von vier auf zwei Förderprogramme 
reduziert:

28 Aus diesem Grund überprüfte der RH die Förderungen auf Basis dieses Fonds nicht.
29 Die Umsetzung der Projekte der jeweiligen Jahresprogramme konnte in einem Zeitrah-

men von zweieinhalb Jahren erfolgen, sodass einige Projekte des Jahresprogramms 2013 
Laufzeiten bis zum 30. Juni 2015 aufwiesen. 

Tabelle 9: Übersicht der Mittelzuweisungen aus den Fonds (Programm SOLID)
2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Summe

in Mio. EUR
Außengrenzenfonds 1,917 1,242 1,286 1,754 2,244 2,408 3,026 13,876
Rückkehrfonds – 1,817 1,748 1,970 2,252 3,170 3,819 14,776
Integrationsfonds 1,560 1,597 1,710 1,736 1,993 2,572 3,194 14,361
Flüchtlingsfonds – 4,665 4,872 4,902 4,831 4,543 4,729 28,543
Summe 3,477 9,322 9,616 10,361 11,319 12,693 14,767 71,555

Rundungsdifferenzen möglich

Quellen: BMI; RH 
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Asyl–, Migrations– und Integrationsfonds (AMIF): Dieser ersetzte den 
Europäischen Flüchtlingsfonds, den Europäischen Fonds für die Inte-
gration von Drittstaatsangehörigen und den Europäischen Rückkehr-
fonds.

–  Fonds für innere Sicherheit (ISF), bestehend aus

–   ISF–Polizei (anstelle von Kriminalprävention und Kriminalitätsbe-
kämpfung (ISEC) sowie Prävention, Abwehrbereitschaft und Fol-
genbewältigung im Zusammenhang mit Terrorakten und anderen 
Sicherheitsrisiken (CIPS)) und

–  ISF–Grenzen/Visa (anstelle des Außengrenzenfonds)

Die Errichtung dieser Fonds erfolgte jeweils mit Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Europäischen Rats rückwirkend mit 
1. Jänner 2014. Die Verwaltung der zugewiesenen Mittel oblag dem 
BMI. 

Im Bereich des AMIF war, wie bei den drei Vorgängerfonds (Europä-
ischer Rückkehrfonds, Europäischer Integrationsfonds und Europä-
ischer Flüchtlingsfonds), die Förderung von Projekten Dritter mittels 
öffentlicher Projektaufrufe vorgesehen. Der Bereich des ISF bezog sich 
ausschließlich auf die Förderung von Behördenprojekten, sodass keine 
öffentlichen Projektaufrufe durchzuführen waren. 

(4) Bis zum Ende der gegenständlichen Gebarungsüberprüfung waren 
noch keine Förderungen aus Mitteln des AMIF vergeben. Für die Ver-
gabe von EU–Förderungen durch das BMI waren somit nach wie vor 
ausschließlich jene drei SOLID–Fonds im Finanzrahmen 2007 bis 2013 
relevant, auf deren Basis das BMI Förderungen an Dritte vergeben 
hatte (der Europäische Rückkehrfonds, der Europäische Integrations-
fonds und der Europäische Flüchtlingsfonds).

(5) Maßnahmen bzw. Projekte Dritter, die im Rahmen der drei SOLID–
Fonds des Finanzrahmens 2007 bis 2013 Förderungen erhielten, sollten 
bei einer Fortsetzung in den Folgejahren über den AMIF abgewickelt 
werden. Bei der Umsetzung des AMIF kam es auf europäischer und 
nationaler Ebene zu Verzögerungen. Im nationalen Bereich resultierten 
diese aus dem Abstimmungsbedarf zwischen dem BMI, dem BMF und 
dem BMEIA bei der Erstellung der erforderlichen Sonderrichtlinie. Dies 
führte dazu, dass die Laufzeiten einzelner Projekte auf Basis des Jah-
resprogramms 2013 der SOLID–Fonds bis zum 30. Juni 2015 verlän-
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gert wurden, um eine Unterbrechung der Maßnahmen zu vermeiden.30 
In diesem Zeitraum wurden diese mangels verfügbarer EU–Finanzmit-
tel nahezu ausschließlich aus Bundesmitteln finanziert.31

Für den Zeitraum 1. Jänner 2015 bis 30. Juni 2015 waren für den Euro-
päischen Rückkehrfonds insgesamt rd. 1,151 Mio. EUR und für den 
Europäischen Flüchtlingsfonds rd. 1,452 Mio. EUR an Bundesmitteln 
für die Fortsetzung mehrerer Projekte erforderlich.

 23.2 Der RH hielt kritisch fest, dass der Abstimmungsbedarf zwischen den 
involvierten Bundesministerien (BMI, dem BMF und dem BMEIA) im 
Zuge der Erlassung der Sonderrichtlinien für das Förderprogramm 
AMIF zu Verzögerungen bei dessen Umsetzung führte. Dadurch konn-
ten für jene Projekte, deren Fortsetzung über den AMIF finanziert wer-
den sollte, keine EU–Mittel in Anspruch genommen werden. Dieser 
Anteil musste durch nationale Mittel substituiert werden (insgesamt 
rd. 2,7 Mio. EUR). 

Der RH empfahl daher, im Zusammenhang mit den EU–Förderpro-
grammen künftig die erforderlichen Rahmenbestimmungen zeitge-
recht zu erlassen. 

 23.3 Laut Stellungnahme des BMI sei die Undurchführbarkeit der Imple-
mentierung von Projekten im Rahmen des AMIF ab 1. Jänner 2015 bis 
30. Juni 2015 die Folge diverser Verzögerungen auf europäischer wie 
nationaler Ebene gewesen. So seien u.a. wesentliche Durchführungs-
akte der Europäischen Kommission erst im Sommer 2014 erlassen wor-
den, sodass das österreichische AMIF Mehrjahresprogramm erst im 
August 2014 übermittelt werden konnte. Eine Genehmigung desselben 
sei im März 2015 erfolgt und damit sei Österreich europaweit bei jenen 
wenigen Mitgliedstaaten gewesen, denen eine so frühzeitige Genehmi-
gung des AMIF–Förderprogramms durch die Europäische Kommission 
gelungen sei. 

Auch hätten die Verzögerungen bei der Implementierung des AMIF 
sämtliche Mitgliedstaaten der EU betroffen. In Bezugnahme auf die 
nationale Ebene habe zudem die neu erlassene ARR 2014 des BMF eine 
mit diesem abgestimmte Sonderrichtlinie (SRL) verlangt, ohne die eine 
Förderung nicht gewährt werden konnte. Der Prozess zur Erlassung der 
Sonderrichtlinie (als erste Sonderrichtlinie des BMI) habe jedoch auf-
grund der überaus guten Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten 

30 zum Beispiel Projekte betreffend Rückkehrvorbereitung in Schubhaftzentren Vordern-
berg, Salzburg und Wien

31 Die Verlängerungen von zwei Projekten der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) finanzierte diese selbst aus Eigenmitteln.
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Ministerien — in erster Linie mit dem BMF, aber auch mit der Wir-
kungscontrollingstelle im BKA und dem BMEIA — relativ zügig abge-
schlossen werden können. Die Sonderrichtlinie sei am 2. März 2015 
in Kraft getreten.

 23.4 Der RH hatte bereits darauf hingewiesen, dass es bei der Umsetzung 
des AMIF auf europäischer und nationaler Ebene zu Verzögerungen 
kam. Da aber auch Verzögerungen im nationalen Bereich zu verzeich-
nen waren, hielt der RH seine Empfehlung aufrecht, künftig die erfor-
derlichen Rahmenbestimmungen zeitgerecht zu erlassen. 

 24.1 (1) Die Maßnahmen zur Zielerreichung der Fonds erfolgten auf Basis 
von Mehrjahres– und Jahresprogrammen der Mitgliedstaaten. Diese 
waren für die zweckentsprechende Verwendung der zugewiesenen 
Fondsmittel verantwortlich.

Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Überblick über die wesent-
lichen Schritte bei der Umsetzung der Fonds auf Ebene des BMI:

(2) Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, durch entsprechende Ver-
waltungs– und Kontrollsysteme (VKS) sowie durch Prüfungen zu 
gewährleisten, dass EU–Finanzmittel ordnungsgemäß und wirksam 
verwendet werden. Aufgrund der EU–Vorgaben mussten in Österreich 
für die Verwaltung der Fonds unterschiedliche und voneinander unab-
hängige Stellen mit den drei Aufgaben 

– der operativen Durchführung, 

– der Ausgabenbescheinigung und 

– der Prüfung 

Abwicklungsprozess

Tabelle 10: Abwicklungsprozess bei der Verwaltung der  
drei SOLID–Fonds

Mehrjahresprogramm

Jahresprogramm

Projektaufruf auf der Website des BMI auf Basis des Jahresprogramms mit 
Einreichfrist

Bewertung der Projektvorschläge und Auswahl der geförderten Projekte

Abschluss von Förderverträgen (EU–Förderung und Kofinanzierung)

Durchführung der Projekte durch Projektträger

Durchführungs– und Abrechnungskontrolle

Quellen: BMI; RH
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betraut werden. Die Mitgliedstaaten hatten folgende Behörden zu 
benennen (sog. designierte Behörden32):

–   Zuständige Behörde: zentrale Abwicklungsstelle für die von der 
EU zugewiesenen Mittel; sie erstellte die geforderten Mehrjahres-
programme und Jahresprogramme, führte Projektaufruf und Pro-
jektauswahl durch, überwachte die Projektumsetzung, erstellte die 
Berichte an die Kommission und fungierte als einziger Ansprech-
partner der Kommission;

–   Bescheinigungsbehörde: Sie hatte die Ausgabenerklärungen und 
Zahlungsanträge vor ihrer Übermittlung an die Europäische Kom-
mission zu bescheinigen;

–   Prüfbehörde: Sie hatte das effiziente Funktionieren des Verwal-
tungs– und Kontrollsystems zu überprüfen und führte dazu interne 
Systemprüfungen und nachprüfende Stichprobenprüfungen durch;

–   Beauftragte Behörde: Ihr übertrug die Zuständige Behörde Aufga-
ben – unter Beibehaltung ihrer Verantwortung.

(3) Im BMI waren eine Bescheinigungsbehörde und eine Prüfbehörde 
für jeweils alle vier Fonds33, eine Zuständige Behörde für zwei Fonds 
(Europäischer Flüchtlingsfonds und Europäischer Rückkehrfonds), und 
eine Zuständige Behörde für den Außengrenzenfonds eingerichtet. Im 
BMEIA wurde nach dem Wechsel der Zuständigkeit für den Bereich 
Integration eine Zuständige Behörde für den Europäischen Integrati-
onsfonds geschaffen. Somit waren im BMI vier Organisationseinheiten 
und im BMEIA eine Organisationseinheit mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben der Fondsverwaltung betraut. 

Mit der Vergabe von Förderungen an Dritte war im BMI nur ein Refe-
rat (Ref. III/5/a) als Zuständige Behörde befasst, und zwar jene für den 
Europäischen Flüchtlingsfonds und den Europäischen Rückkehrfonds, 
weil im Rahmen des Außengrenzenfonds nur Behördenprojekte geför-
dert und keine Förderungen an Dritte vergeben wurden. 

(4) Mangels ausreichender Ressourcen zur Erfüllung aller Aufgaben der 
Fondsverwaltung beauftragten die Zuständigen Behörden den Österrei-
chischen Integrationsfonds – Fonds zur Integration von Flüchtlingen 

32 Abweichend vom österreichischen Rechtsbegriff stand der Begriff „Behörde“ in diesem 
Zusammenhang für die mit Abwicklungsaufgaben der Fonds betrauten Dienststellen.

33 Mit Zustimmung des Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres nahm die 
Prüfstelle auch die Aufgaben als Prüfbehörde für den Europäischen Fonds für die Inte-
gration von Drittstaatsangehörigen im Wirkungsbereich des BMEIA wahr. 
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und MigrantInnen (ÖIF)34 zur Unterstützung, insbesondere während 
des gesamten Auswahlverfahrens, bei etwaigen Projektadaptierungen 
durch Projektträger, Auszahlung der EU–Mittel, inhaltlicher und finan-
zieller Überwachung der ausgewählten Projektvorschläge, Kommuni-
kation mit den Projektträgern und der abschließenden Abrechnungs-
kontrolle. Die Leistungen des ÖIF finanzierte das BMI aus Mitteln des 
Fonds, der sogenannten Technischen Hilfe. 

Für den Europäischen Rückkehrfonds war auch das BMJ mit der inhalt-
lichen Abwicklung der in ihre Zuständigkeit fallenden Maßnahmen 
beauftragt.35 

(5) Für sämtliche wesentlichen Prozessschritte existierten Musterformu-
lare, insbesondere für Projekteinreichungen, Zwischen– und Schlussbe-
richte, Abrechnungen durch die Fördernehmer bzw. Endbegünstigten, 
die auf der Homepage des BMI downloadbar oder den Förderverträ-
gen angeschlossen waren. Weiters stellte das BMI den Projektwer-
bern Leitfäden für die Einreichung und Abrechnung von Projekten 
zur Verfügung. 

(6) Die Projektaufrufe zu den einzelnen Jahresprogrammen veröffent-
lichte das BMI auf seiner Website. Weiters führte das BMI für Projekt-
interessierte Informationsveranstaltungen zu den jeweiligen Jahres-
programmen durch, die ebenfalls auf der Website des BMI angekündigt 
wurden.

 24.2 (1) Der RH hielt positiv fest, dass das BMI im Bereich der EU–Förde-
rungen die Vergabe von Förderungen in einem Referat konzentriert 
hatte. Dadurch konnte eine einheitliche Vorgangsweise gesichert wer-
den. 

(2) Der RH hielt fest, dass durch geeignete Informations– und Publi-
zitätsmaßnahmen gewährleistet war, dass sich sämtliche Interessierte 
Kenntnis über die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Förderungen 
aus Fondsmitteln verschaffen konnten. Weiters war durch die Zurver-
fügungstellung von Musterformularen eine standardisierte Abwick-
lung vom Ansuchen bis zur Abrechnung der Projekte sämtlicher Pro-
jektträger gewährleistet.

34 Der RH überprüfte den ÖIF zuletzt im Jahr 2013; veröffentlicht in Reihe Bund 2015/8
35 Die Maßnahmen zur freiwilligen Rückkehr im Zusammenhang mit dem Haftentla-

stungspaket gemäß § 133a Strafvollzugsgesetz (StVG) wurden aufgrund der inner-
staatlichen Zuständigkeit des BMJ von diesem federführend als Beauftragte Behörde 
durchgeführt. Jahresprogramm RET 2012
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 25.1 (1) Die Kontrolle von Projekten aus EU–Fördermitteln war u.a. durch 
die ARR sowie durch EU–Basisrechtsakte (siehe Anhang) vorgege-
ben. Weiters erließ die Europäische Kommission Durchführungsbe-
stimmungen, welche Regelungen zu den Verwaltungs– und Kontroll-
systemen in den Mitgliedstaaten enthielten. Die Kontrolle durch das 
BMI erfolgte einerseits durch die für die Förderung Zuständige Behörde 
wie auch durch eine eigens geschaffene Prüfbehörde36. 

Laut der für den Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen 
Rückkehrfonds Zuständigen Behörde37 setzte diese insbesondere nach 
Vorgaben der Europäischen Kommission38 und der ARR u.a. folgende 
Kontrollmaßnahmen: 

–   vor Gewährung: Überprüfung der Einreichunterlagen; Auswahlent-
scheidung anhand von Bewertungskriterien 

–   während der Projektdurchführung: vertraglich verpflichtende Vor-
lagen von Zwischenberichten inklusive Zwischenabrechnung; Vor–
Ort–Kontrollen 

–   nach Projektende: vertraglich verpflichtende Vorlage eines Endbe-
richts und einer Endabrechnung; grundsätzlich 100 % Belegkon-
trolle 

Weiters führten die Zuständigen Behörden — gemäß der Vorgabe der 
Europäischen Kommission — detaillierte Zwischen– und Endevaluie-
rungen durch. Hierzu vergab das BMI, auf Empfehlung der Europä-
ischen Kommission, die Durchführung der Evaluierungen an externe 
Unternehmen. 

(2) Zur Finanzkontrolle im Bereich von EU–Fonds richtete das BMI 
im Jahr 2007 eine Prüfstelle für EU–Fonds ein und gliederte diese im 
Jahr 2013 als Referat in die Abteilung der Internen Revision ein.39 
Zweck der Prüfstelle war gemäß Prüfordnung 2009 die Wahrneh-
mung der Aufgaben als Prüfbehörde für die im Wirkungsbereich des 
BMI umzusetzenden Finanzierungsinstrumente der EU, insbesondere 
für den Europäischen Außengrenzenfonds, den Europäischen Flücht-
36 IV/IR/a 
37 Referat III/5/a „Förderungen Asyl und Rückkehr“ als Zuständige Behörde für den Euro-

päischen Flüchtlingsfonds und den Europäischen Rückkehrfonds vormals Referat III/8/a 
Zuständige Behörde für Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Integrati-
onsfonds

38 Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme 
39 Der RH wies darauf hin, dass er bereits im Jahr 2003 festgestellt hatte, dass die Finanz-

kontrolle von EU–Mitteln keine typische Revisionsaufgabe darstellt (Reihe Bund 2003/2, 
TZ 13). 

Kontrolle von  
Projekten aus  
EU–Fördermitteln
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lingsfonds, den Europäischen Integrationsfonds40 und den Europä-
ischen Rückkehrfonds. 

Die Prüfbehörde hatte gemäß Prüfordnung 2009 einerseits die Effizi-
enz der Funktionsweise des Verwaltungs– und Kontrollsystems und 
andererseits die Maßnahmen anhand angemessener Stichproben der 
geltend gemachten Ausgaben zu prüfen. Die Prüfbehörde erstellte für 
jede Förderperiode eine Prüfstrategie wie auch einen darauf aufbau-
enden Prüfungsplan. Zur Auswahl der zu prüfenden Projekte führte 
die Prüfbehörde ein Stichprobenverfahren durch, wobei die Prüfbe-
hörde die in der Stichprobe enthaltenen Ausgaben grundsätzlich zu 
100 % prüfte. Zur Durchführung der Prüfungen verfügte die Prüfbe-
hörde über eigens erstellte Checklisten, die eine systematische, trans-
parente und nachvollziehbare Prüfung ermöglichten. 

 25.2 Der RH beurteilte die Checklisten der Prüfbehörde positiv, weil sie eine 
systematische, transparente und nachvollziehbare Prüfung von För-
derungen ermöglichten. Der RH empfahl, die Checklisten der Prüfbe-
hörde zu evaluieren und eine adaptierte Form für die Kontrolle von 
Förderungen aus Bundesmitteln einzusetzen (siehe TZ 14).

 25.3 Das BMI nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis. 

 26 Bei den überprüften Förderungen aus EU–Fördermitteln stellte der RH 
folgende Mängel fest:

40 Trotz der gemäß Bundesministeriengesetz–Novelle 2014 durchgeführten organisato-
rischen Änderung erfolgte die Kontrolle des Europäischen Integrationsfonds weiter-
hin durch die Prüfbehörde des BMI. 

Feststellungen aus 
den ausgewählten 
Förderfällen
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 27.1 Im Detail stellte der RH folgende Mängel fest:

(1) Dokumentation

In mehreren Fällen waren im ELAK Verständigungsschreiben abgelegt, 
die nicht den richtigen Projektträger betrafen. Es war nicht ersichtlich, 
ob das BMI dies berichtigte und die Zustellung des richtigen Doku-
ments an den korrekten Adressaten veranlasste.

Tabelle 11:  Mängelliste Förderungen aus EU–Fördermitteln
Förder nehmer Projekt Programm zugesagte  

Förder mittel  
lt. Vertrag  

gesamt 

davon 
ausbezahlte  

Raten 
nationaler 

Mittel

davon  
ausbezahlte  
Raten von  
EU–Mittel

Förderung 
abgerechnet 

Mängel

in EUR

Caritas der 
Erzdiözese  
Graz–Seckau

Rückkehrvorbe-
reitung im 
Schub haft-
zentrum 
Vordernberg

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

369.200 182.044 49.200 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projektauf-
rufs; Verständigungs-
schreiben, die nicht den 
richtigen Projektträger 
betrafen)
Vertragsabschluss nach 
Projektlaufzeitbeginn

Internationale 
Organisation 
für Migration

Unterstützung 
der Freiwilligen 
Rückkehr und 
Reintegration 
von 
Rückkehrenden 
in die Russische 
Föderation, 
Republik 
Tschetschenien

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

1.303.909 435.396 243.000 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projekt-
aufrufs; Verstän di-
gungsschreiben, die 
nicht den richtigen 
Projektträger betrafen)
Vertragsabschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Verein 
Menschen-
rechte 
Österreich

Rückkehrvor-
bereitung in 
Schubhaft-
zentren Wien 
und Salzburg

Rückkehrfonds
Jahres-
programm 2013

719.522 400.345 73.800 nein mangelnde bzw. fehler-
hafte Dokumentation 
im ELAK (nachträgliche 
Erfassung des Projekt -
aufrufs; Verstän di-
gungsschreiben, die 
nicht den richtigen 
Projektträger betrafen)
Vertrags abschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Verein 
Menschen-
rechte 
Österreich 

KIM – 
Kompetenz-
zentrum 
Integration 
Mödling

Flüchtlingfonds 
Jahres-
programm 2012

501.003 168.596 216.362 ja mangelnde 
Dokumentation im ELAK 
(fehlende Gründe für 
Erhöhung des Förder-
betrages, fehlende 
detaillierte Bewertung 
der ausge wählten 
Projekte, öffentlicher 
Projektaufruf nicht im 
ELAK abgelegt)
Vertrags abschluss nach 
Projekt laufzeitbeginn

Quellen: BMI; RH
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Den öffentlichen Projektaufruf zur Einreichung von Projektvorschlä-
gen zu den einzelnen Maßnahmenbereichen dokumentierte die Zustän-
dige Behörde nicht chronologisch, sondern erst nach dessen Veröffent-
lichung auf der Website des BMI im ELAK. Die einzelnen Dokumente, 
die auf der Website zum Projektaufruf veröffentlicht wurden, sowie 
die  E– Mail–Korrespondenz, die im Vorfeld der Veröffentlichung BMI–
intern geführt wurde, waren im ELAK abgelegt. Der Genehmigende 
und der Zeitpunkt der Genehmigung der Freigabe zur Veröffentlichung 
des Projektaufrufs waren durch die nachträgliche elektronische akten-
mäßige Erfassung in der Übersicht der Aktivitäten des ELAKs nicht 
ersichtlich. 

Nach Auswahl der Projektträger ergingen an sämtliche Projektwerber 
Verständigungsschreiben. Bei den ausgewählten Projektwerbern war 
die für die Auswahlentscheidung maßgebliche Bewertung in keinem 
der bezughabenden Aktenstücke angeführt. Lediglich bei den abge-
wiesenen Projektwerbern waren in den Verständigungsschreiben die 
Ergebnisse der Bewertung, die letztlich dazu führten, dass die Projekte 
nicht ausgewählt wurden, detailliert angeführt.

In einem Fall erhöhte das BMI nach Verständigung des Projektwerbers 
über die Projektauswahl und die Höhe der zuerkannten Förderung die 
zugesicherte Fördersumme im Vertrag, ohne dass die maßgeblichen 
Gründe dafür im ELAK dokumentiert waren.

(2) Förderverträge

Bei den überprüften Fällen erfolgte der Vertragsabschluss lange nach 
Beginn der Projektlaufzeit, z.B. bei einem Projekt mit einem Laufzeit-
beginn am 1. Jänner 2013 erst am 14. Oktober 2013.

 27.2 (1) Der RH kritisierte, dass in mehreren Fällen nur eine unzureichende 
oder fehlerhafte Dokumentation bzw. Erfassung von Aktenstücken 
im ELAK erfolgte. Die nachträgliche aktenmäßige Dokumentation des 
Projektaufrufs — nach dessen erfolgter Veröffentlichung auf der Web-
site des BMI — betrachtete der RH vor allem wegen der mangelhaften 
Nachvollziehbarkeit der Genehmigung zur Freigabe des Projektaufrufs 
als kritisch. 

(2) Weiters hielt der RH kritisch fest, dass die Gründe für eine nach-
trägliche Erhöhung einer bereits zugesagten Förderung im ELAK nicht 
dokumentiert und damit auch nicht nachvollziehbar waren.
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Der RH empfahl, künftig im Sinne der Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Entscheidung auf eine sorgfältige Dokumentation im 
ELAK zu achten, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe. 

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass das BMI die Förderverträge jeweils 
lange (in einem Fall mehr als neun Monate) nach Beginn der Projekt-
laufzeit abschloss. Er wies darauf hin, dass Förderverträge grundsätz-
lich vor Beginn der Maßnahmenumsetzung abgeschlossen sein sollten.

Der RH empfahl, künftig Förderverträge vor Beginn der Projektlauf-
zeit abzuschließen.

 27.3 (1) Zu den vom RH aufgezeigten inkorrekten Adressaten in Verstän-
digungsschreiben an Projektträger teilte das BMI mit, dass die fehler-
hafte Darstellung der Dokumente bei den Prüfern des RH auf ein tech-
nisches ELAK–Problem zurückzuführen gewesen sei, das nicht in den 
Verantwortungsbereich des BMI falle. Dieses ELAK–Problem sei den 
Prüfern im Zuge des Vor–Ort Prüfbesuchs erläutert, veranschaulicht 
und es sei folglich gegenüber dem RH sichergestellt worden, dass die 
Erledigungen in korrekter Form abgefertigt worden seien.

(2) Zu dem vom RH aufgezeigten Mangel der Ex–post–Dokumentation 
des Projektaufrufs teilte das BMI mit, dass der Aufruf ohnehin den 
dafür vorgesehenen Genehmigungsweg durchlaufen habe und darüber 
hinaus die zuständigen Entscheidungsträger im Aufruf stets invol-
viert worden seien. Die nachträgliche Ablage im ELAK erfolge ledig-
lich zu Dokumentationszwecken und auch im Sinne der Zeiteffizienz 
erst im Nachhinein.

(3) Die Empfehlung, Förderverträge vor Beginn der Projektlaufzeit 
abzuschließen, nahm das BMI zur Kenntnis. 

 27.4 (1) Der RH erwiderte dem BMI, dass sich seine Kritik nicht auf die 
dargestellte ELAK–Problematik bezog, sondern auf die unrichtigen 
Adressaten in den Verständigungsschreiben an Projektträger. Diese 
Diskrepanz wurde gegenüber dem RH weder klar erläutert noch ver-
anschaulicht, und es wurde folglich auch nicht sichergestellt, dass die 
Erledigungen in korrekter Form abgefertigt wurden. 

(2) Der Einwand des BMI, dass der Genehmigungsweg des Aufrufs — 
aus Gründen der Zeiteffizienz — nachträglich und nicht zeitnah im 
ELAK dokumentiert wurde, noch dazu, wo dieser ohnedies den dafür 
vorgesehenen Genehmigungsweg durchlief, war für den RH nicht nach-
vollziehbar.
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Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung, künftig im Sinne der Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit der Entscheidung auf eine sorgfältige 
Dokumentation, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe, 
im ELAK zu achten. 

 28 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMI 
hervor:

(1) Für das Förderwesen wäre durchgehend ein auf Kennzahlen auf-
gebautes Controlling einzurichten, um eine entsprechende Daten-
grundlage zur Verfügung zu stellen. (TZ 3)

(2) Die Förderstrategie und die darin festgelegten Handlungsfelder 
wären in mittelfristigen Abständen zu evaluieren, um einen mög-
lichst treffsicheren Einsatz der Fördermittel zu erreichen. (TZ 5)

(3) In die Förderstrategie sollten für die festgelegten Handlungsfelder 
quantifizierbare, mittelfristige Ziele aufgenommen werden. (TZ 5)

(4) Auf Basis der im Jahr 2015 erlassenen Förderstrategie wären 
Förderprogramme festzulegen und Sonderrichtlinien zu erlassen. 
Dadurch könnte das BMI für thematisch gleichgelagerte Förderbe-
reiche die Fördermittel gebündelt und zugunsten der jeweiligen För-
derziele zielgerichtet einsetzen. (TZ 6)

(5) Künftig wären von der Strategie abgeleitete Wirkungsindika-
toren für Förderungen festzulegen, um einen effektiven Mittelein-
satz zu gewährleisten. (TZ 7)

(6) Das Handbuch „Förderwesen“, das als Grundlage für die Gewäh-
rung von Förderungen im BMI diente, wäre so rasch wie möglich 
zu überarbeiten und an die Änderungen durch die ARR 2014 anzu-
passen. (TZ 8)

(7) Es wäre sicherzustellen, dass die Förderberichte zuverlässige 
Daten enthalten und in einem Berichtsformat erstellt werden, das 
automatisierte Auswertungen und eine verbesserte Plausibilisierung 
der Daten zulässt. (TZ 9)

Schlussempfehlungen



Förderungen des BMI

BMI

Bund 2016/22 71

Schlussempfehlungen

(8) Die in Ausarbeitung befindlichen Musterförderverträge für das 
gesamte Ressort wären möglichst rasch fertigzustellen und verbind-
lich als Vertragsgrundlage vorzugeben. (TZ 10)

(9) Es wären Mechanismen zur Vermeidung von unerwünschten 
Mehrfachvergaben von Förderungen festzusetzen und diese mit dem 
BMF abzustimmen. (TZ 11)

(10) Es wäre sicherzustellen, dass die Zugangsberechtigungen zum 
Transparenzportal im erforderlichen Umfang zur Verfügung ste-
hen und Abfragen aus dem Transparenzportal, einem Hilfsmittel 
zur Vermeidung von unerwünschten Doppel– bzw. Mehrfachförde-
rungen, auch durchgeführt werden. (TZ 11)

(11) Die Vergabe von Förderungen wäre in möglichst wenigen Abtei-
lungen bzw. Referaten zu konzentrieren – einerseits, um einheit-
liche Standards zu gewährleisten und andererseits, um die Umset-
zung der Förderstrategie zielgerichtet steuern zu können. (TZ 12) 

(12) Die geplanten Änderungen im Bereich der Aufbau– und Ablauf-
organisation im Förderbereich wären möglichst rasch umzusetzen 
und dabei auf ein funktionierendes Internes Kontrollsystem zu 
achten. Dabei wäre eine organisatorische Trennung von Vergabe, 
Anweisung der Förderbeträge und Kontrolle der Förderungen durch-
zuführen. (TZ 13)

(13) Es wäre ein einheitlicher, ressortweit gültiger Ablaufprozess 
für die Vergabe, Abrechnung und Kontrolle von Förderungen unter 
Beachtung der ARR 2014 auszuarbeiten und in Geltung zu set-
zen. Zusätzlich sollte den Bearbeitern eine Checkliste zur Verfügung 
gestellt werden; dazu könnte die in einer Abteilung bereits vorhan-
dene Checkliste als Beispiel dienen. (TZ 14)

(14) Es wäre eine Risikoanalyse als Grundlage für risikobasierte 
Kontrollverfahren durchzuführen. (TZ 15)

(15) Es wäre ausdrücklich festzulegen, wer in Bezug auf Förderungen 
bis zu welcher Betragsgrenze zeichnungsberechtigt war. (TZ 15)

(16) Die Vergabe und Kontrolle von Förderungen — und damit auch 
der Belegprüfungen — wäre durchgehend organisatorisch zu tren-
nen. (TZ 15)
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(17) Die Einhaltung der im Genehmigungsprozess für Förderungen 
vorgesehenen Aktenvorschreibungen wäre sicherzustellen. (TZ 15)

(18) Bei der Vergabe von Förderungen wäre auf Eigenleistungen 
der Förderwerber Bedacht zu nehmen. (TZ 15)

(19) Es wäre auf das Vorhandensein von Vergleichsangeboten zu 
achten bzw. bei Vorliegen nachvollziehbarer Gründe für das Nicht-
einholen von Vergleichsangeboten, dies zu dokumentieren. (TZ 15, 
20)

(20) Es wären Sanktionen für die Nichteinhaltung der Förder-
verträge, bspw. Pönalzahlungen bzw. Auszahlungsstop, für wei-
tere Förderungen vorzusehen und in die Förderverträge aufzuneh-
men. (TZ 15, 20)

(21) In die zu erstellenden Förderprogramme wären auch Rege-
lungen zur Auswahl und Durchführung von Evaluierungen von För-
derungen aufzunehmen. (TZ 17)

(22) Es wären keine weiteren Förderungen zu genehmigen, wenn 
durch Umstände, die der Fördernehmer zu vertreten hat, eine Über-
prüfung des vorhergehenden Projekts noch nicht abschließend mög-
lich war. (TZ 20)

(23) Es wären keine Ausgaben anzuerkennen, die lt. Fördervertrag 
von einer Förderung ausgeschlossen waren. (TZ 20)

(24) Es wäre zu evaluieren, ob und inwieweit die Lauder Business 
School dem vereinbarten Förderzweck der Integration nachkommt. 
(TZ 21)

(25) Förderprojekte, die nicht den Vorgaben der ARR entsprechen, 
wären nicht zu fördern. (TZ 22)

(26) Im Zusammenhang mit den EU–Förderprogrammen wären 
künftig die erforderlichen Rahmenbestimmungen für EU–Förde-
rungen zeitgerecht zu erlassen. (TZ 23)

(27) Es wären die Checklisten der EU–Prüfbehörde zu evaluieren 
und eine adaptierte Form für die Kontrolle von Förderungen aus 
Bundesmitteln einzusetzen. (TZ 25)
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(28) Im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Ent-
scheidung wäre auf eine sorgfältige Dokumentation im ELAK zu 
achten, insbesondere der wesentlichen Entscheidungsgründe. (TZ 27)

(29) Förderverträge wären vor Beginn der Projektlaufzeit abzu-
schließen. (TZ 27)
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Europarechtliche Regelungen

Basisrechtsakte

Europäischer Flüchtlingsfonds

Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ und zur 
Aufhebung der Entscheidung 2004/904/EG des Rates; ABl. L 144 vom 
6. Juni 2007, Seite 1, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 458/2010/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. Mai 2010 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Europäischen Flüchtlings-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 durch die Aufhebung der 
Finanzierung bestimmter Gemeinschaftsmaßnahmen und die Ände-
rung der Finanzierungsobergrenze für die Förderung solcher Maß-
nahmen, ABl. L 129 vom 28. Mai 2010, Seite 1, 

–   Beschluss Nr. 281/2012/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. März 2012 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Europäischen Flüchtlings-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“, 
ABl. L 92 vom 30. März 2012, Seite 1, und

–   Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1. 
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Außengrenzenfonds

Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Außengrenzenfonds für 
den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“; ABl. L 144 vom 
6. Juni 2007, Seite 22, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 259/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 574/2007/EG im Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzie-
rungssatzes des Außengrenzenfonds für bestimmte, hinsichtlich ihrer 
Finanzstabilität von gravierenden Schwierigkeiten betroffene oder 
bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 vom 22. März 2013, Seite 6.

Europäischer Rückkehrfonds

Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Mai 2007 zur Einrichtung des Europäischen Rückkehr-
fonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen Pro-
gramms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“; ABl. L 144 
vom 6. Juni 2007, Seite 45, 

geändert durch: 

–   Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1.

Europäischer Integrationsfonds

Entscheidung des Rates Nr. 2007/435/EG vom 25. Juni 2007 zur Ein-
richtung des Europäischen Fonds zur Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
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Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“, ABl. 
L 168 vom 28. Juni 2007, Seite 18, 

geändert durch: 

–  Beschluss Nr. 258/2013/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 13. März 2013 zur Änderung der Entscheidungen 
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Entscheidung 2007/435/EG des Rates im 
Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Europä-
ischen Flüchtlingsfonds, des Europäischen Rückkehrfonds und des 
Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
in Bezug auf bestimmte Vorschriften zur finanziellen Abwicklung 
für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden 
Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten, ABl. L 82 
vom 22. März 2013, Seite 1. 

Durchführungsbestimmungen

Europäischer Flüchtlingsfonds

Entscheidung der Kommission 2008/22/EG vom 19. Dezember 2007 
mit Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Euro-
päischen Flüchtlingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb 
des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrati-
onsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der 
Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle 
Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förder-
fähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, ABl. L 7 vom 
10. Jänner 2008, Seite 1, 

geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/533/EG der Kommission vom 9. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/22/EG mit Durchführungsbestim-
mungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit 
der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter 
Aktenzeichen K(2009) 5251, ABl. L 179 vom 10. Juli 2009, Seite 62,
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–   Beschluss 2010/163/EU der Kommission vom 8. März 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/22/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Flücht-
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 1210), ABl. L 69 vom 19. März 2010, 
Seite 16 und

–   Beschluss 2011/152/EU der Kommission vom 3. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/22/EG der Kommission mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen 
Flüchtlingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des 
Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrations-
ströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der 
Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle 
Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die För-
derfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt 
gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 1290), ABl. L 62 vom 9. März 
2011, Seite 46.

Außengrenzenfonds

Entscheidung der Kommission 2008/456/EG vom 5. März 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außen-
grenzenfonds für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, 
die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus 
dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte, ABl. L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 1, 

geändert durch: 

–   Entscheidung 2009/538/EG der Kommission vom 10. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/456/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außengrenzenfonds 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
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„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vor-
schriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem 
Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Akten-
zeichen K(2009) 5373), ABl. L 180 vom 11. Juli 2009, Seite 20,

–   Beschluss 2010/69/EU der Kommission vom 8. Februar 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/456/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außengrenzenfonds 
für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vor-
schriften für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem 
Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausga-
ben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Akten-
zeichen K(2010) 694), ABl. L 36 vom 9. Februar 2010, Seite 30,

–   Beschluss 2011/148/EU der Kommission vom 2. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/456/EG der Kommission mit Durch-
führungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 574/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Außen-
grenzenfonds für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Gene-
rellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit 
der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben unter 
Aktenzeichen K(2011) 1160), ABl. L 61 vom 8. März 2011, Seite 28.

Europäischer Rückkehrfonds

–  Entscheidung der Kommission 2008/458/EG vom 5. März 2008 
mit Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung 
des Europäischen Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 
innerhalb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung 
der Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontroll-
systeme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung 
und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte 
und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, 
ABl. L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 135, 
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geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/614/EG der Kommission vom 23. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit Durchführungsbestim-
mungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Rückkehrfonds 
für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms 
„Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in Bezug auf die 
Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaaten, die Vorschrif-
ten für die Verwaltung und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds 
kofinanzierter Projekte und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rah-
men solcher Projekte (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 
5453), ABl. L 210 vom 14. August 2009, Seite 36,

–  Beschluss 2010/70/EU der Kommission vom 8. Februar 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen Rück-
kehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generel-
len Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 695), ABl. L 36 vom 9. Februar 2010, 
Seite 32,

–  Beschluss 2011/177/EU der Kommission vom 2. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/458/EG der Kommission mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Europäischen 
Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Gene-
rellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ 
in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitglied-
staaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2011) 1159), ABl. L 77 vom 23. März 2011, 
Seite 32,

–   Durchführungsbeschluss 2012/718/EU der Kommission vom 20. Sep-
tember 2012 zur Änderung der Entscheidung 2008/458/EG mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 575/2007/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des 
Europäischen Rückkehrfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 inner-
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halb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der 
Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontroll-
systeme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung 
und finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte 
und die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte 
(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2012) 6408), ABl. L 326 
vom 24. November 2012, Seite 17.

Europäischer Fonds zur Integration von Drittstaatsangehörigen

–   Entscheidung der Kommission 2008/457/EG vom 5. März 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Entscheidung Nr. 2007/435/EG 
des Rates zur Einrichtung des Europäischen Fonds zur Integration 
von Drittstaatsangehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 inner-
halb des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der 
Migrationsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsys-
teme der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und 
finanzielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und 
die Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte, ABl. 
L 167 vom 27. Juni 2008, Seite 69, 

geändert durch: 

–  Entscheidung 2009/534/EG der Kommission vom 9. Juli 2009 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/457/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2009) 5257), ABl. L 179 vom 10. Juli 2009, 
Seite 64,

–  Beschluss 2010/173/EU der Kommission vom 22. März 2010 zur 
Änderung der Entscheidung 2008/457/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Fonds für die Integration von Drittstaatsan-
gehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ in 
Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme der Mitgliedstaa-
ten, die Vorschriften für die Verwaltung und finanzielle Abwick-
lung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die Förderfähig-
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keit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt gegeben 
unter Aktenzeichen K(2010) 1713), ABl. L 75 vom 23. März 2010, 
Seite 35,

–  Beschluss 2011/151/EU der Kommission vom 3. März 2011 zur Ände-
rung der Entscheidung 2008/457/EG der Kommission mit Durch-
führungsbestimmungen zur Entscheidung 2007/435/EG des Rates 
zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration von 
Drittstaatsangehörigen für den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb 
des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migra-
tionsströme“ in Bezug auf die Verwaltungs– und Kontrollsysteme 
der Mitgliedstaaten, die Vorschriften für die Verwaltung und finan-
zielle Abwicklung aus dem Fonds kofinanzierter Projekte und die 
Förderfähigkeit der Ausgaben im Rahmen solcher Projekte (Bekannt 
gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 1289), ABl. L 62 vom 9. März 
2011, Seite 32.

Strategische Leitlinien

Entscheidung der Kommission 2007/599/EG vom 27. August 2007 zur 
Durchführung der Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des Außengrenzen-
fonds) hinsichtlich der Annahme strategischer Leitlinien für den Zeit-
raum 2007 bis 2013, ABl. L 233 vom 5. September 2007, S. 3, 

–  Entscheidung der Kommission 2007/837/EG vom 30. Novem-
ber 2007 zur Durchführung der Entscheidung Nr. 575/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des 
Europäischen Rückkehrfonds) hinsichtlich der Annahme strate-
gischer Leitlinien für den Zeitraum 2008 bis 2013, ABl. L 330 vom 
15. Dezember 2007, Seite 48, 

–  Entscheidung der Kommission 2007/815/EG vom 29. Novem-
ber 2007 zur Durchführung der Entscheidung Nr. 573/2007/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (Anm: zur Einrichtung des 
Europäischen Flüchtlingsfonds) hinsichtlich der Annahme strate-
gischer Leitlinien für den Zeitraum 2008 bis 2013, ABl. L 326 vom 
12. Dezember 2007, Seite 29, 

Entscheidung der Kommission K(2007)3926 endg vom 21. August 2007 
zur Durchführung der Entscheidung 2007/435/EG des Rates (Anm: zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Integration von Dritt-
staatsangehörigen) hinsichtlich der Annahme strategischer Leitlinien 
für den Zeitraum 2007 bis 2013.
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Sonstige Dokumente der Europäischen Kommission

Handbuch der Europäischen Kommission mit Bestimmungen über die 
Förderfähigkeit von Kosten, für die im Rahmen des generellen Pro-
gramms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ EU–Finanz-
hilfe beantragt wird.

Nationale Regelungen 

Programmgestaltung in Österreich

–  Mehrjahresprogramm für jeden der vier Fonds 

–  Jahresprogramme für die vier Fonds

Sonstige relevante nationale Dokumente im BMI:41

–  Internes Handbuch für die Abwicklung der EU SOLID Fonds in 
Österreich

 – Teil 1: Arbeitsweise der designierten Behörden 
 – Teil 2: Operative Tätigkeiten gesondert für die Fonds 
 – Teil 3:  Tätigkeiten der Prüfbehörde 
 – Teil 4: Bescheinigung der Ausgaben 

–  Guidance Dokument – Regeln für die Förderfähgikeit von Ausga-
ben für den Europäischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Inte-
grationsfonds, das erforderlichenfalls jährlich angepasst wurde 

–  Leitfaden zur Einreichung und zur Abrechnung von Förderprojekten 
im Europäischen Rückkehrfonds 2008 – 2013 

–  Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme für den Euro-
päischen Flüchtlingsfonds und Europäischen Rückkehrfonds

–  Beschreibung der Verwaltungs– und Kontrollsysteme für den Außen-
grenzenfonds

– Prüfordnung der Prüfstelle EU–Fonds42 

41 Auf Basis des Letzstandes der Geschäftseinteilung unter Berücksichtigung des Wech-
sels der Zuständigkeit für den Europäischen Integrationsfonds in das BMEIA.

42 GZ BMI–OA1000/0118–IV/IR/a/2015 
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–  Prüfstrategie für den Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) Europä-
ischen Fonds für die Integration von Drittstaatsangehörigen (EIF) 
Außengrenzenfonds (AGF) Europäischen Rückkehrfonds (ERF) 

–  Jährliche Prüfpläne der Prüfstelle EU–Fonds im BM.I der Republik 
Österreich (Prüfbehörde) 

–  Internes Handbuch – Prüfbehörde BM.I (Leitfaden) für die Prüfung 
des Europäischen Flüchtlingsfonds (EFF) Europäischen Integrati-
onsfonds (EIF) Außengrenzenfonds (AGF) Europäischen Rückkehr-
fonds (RET)


